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Zusammenfassung

Der bisher letzte, XIl. Nachtrag zum Steuergesetz (nGS 2015-089) wird seit 1. Januar 2016 ange-
wendet. Neue kantonale und bundesrechtliche Vorgaben machen indessen erneut Anpassungen
notwendig. Der Umsetzung bedarf zum einen ein Auftrag des Kantonsrates. Dieser hiess am

14. September 2015 die Motion 42.15.10 «Anpassung Pauschalabzug Krankenkassenpramien»
mit geandertem Wortlaut gut. Diese fordert eine Erh6hung des Versicherungspramienabzugs fir
Kinder. Zum anderen traten wiederum Anderungen im Harmonisierungsrecht in Kraft. Von Be-
deutung ist namentlich die Revision der Quellenbesteuerung des Erwerbseinkommens, deren
Ausloser die neuere bundesgerichtliche Rechtsprechung war und die zu einer starkeren Verein-
heitlichung der schweizerischen Quellensteuerordnung fuhrt. Sodann erfuhren die Regelungen
Uiber den Besteuerungsort bei Maklerprovisionen und Grundstiickhandel Anpassungen, die kan-
tonal teils bereits dem neuen Recht entsprechen, teils jedoch auch zu Prazisierungen Anlass
geben. Des Weiteren ist neu eine Steuerfreigrenze fir juristische Personen mit ideeller Zweck-
setzung bundesrechtlich vorgeschrieben. Schliesslich wurde mit dem Bundesgesetz liber eine
Anpassung des DBG und StHG an die Allgemeinen Bestimmungen des StGB das Bundessteuer-
recht insofern nachgefiihrt, als die Verjahrungsordnung fur die Verfolgung von Steuerdelikten und
die Sanktionen fir Vergehen dem gemeinen Strafrecht angepasst wurden.

Zudem werden weitere Anpassungen seitens der Regierung vorgeschlagen. Zwecks Bek&mpfung
des Fachkraftemangels und Verbesserung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie drangt sich
eine Erhohung des Abzugs fiir Kinderdrittbetreuungskosten auf. Uberdies soll aus steuersyste-
matischen Griinden der Verweis, dass auf Ubrige juristische Personen und kollektive Kapitalan-
lagen mit direktem Grundbesitz der Tarif von natirlichen Personen Anwendung findet, gestrichen
werden und neu wie bei Kapitalgesellschaften und Genossenschaften ein proportionaler Gewinn-
steuersatz gelten. Um abweichende Beurteilungen von Erlassgesuchen betreffend Kantons- und
Gemeindesteuern sowie direkter Bundessteuer zu vermeiden, wird sodann eine Angleichung der
kantonalen Erlassordnung an die entsprechende, am 1. Januar 2016 in Kraft getretene Neurege-
lung im Recht der direkten Bundessteuer vorgeschlagen. Das zunehmende Bedurfnis, papierlos
zu arbeiten, macht schliesslich die Schaffung einer gesetzlichen Grundlage fir die elektronische
Erfassung und Aufbewahrung von Daten erforderlich.

Herr Prasident
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir unterbreiten Ihnen mit dieser Vorlage Botschaft und Entwirfe des XlIl. und des XIV. Nach-
trags zum Steuergesetz.

1 Struktur der Vorlage

Das vorliegende Geschéaft vereint in einer Botschaft verschiedene Vorschlage zur Anpassung des
Steuergesetzes (sGS 811.1; abgekirzt StG). Gesetzgebungstechnisch werden jedoch zwei sepa-
rate Nachtrage zum StG vorgelegt. Der Xlll. Nachtrag setzt die vom Kantonsrat (mit geandertem
Wortlaut) angenommene Motion 42.15.10 «Anpassung Pauschalabzug Krankenkassenpramien»
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um. Der XIV. Nachtrag sieht zwingende Anpassungen an das Steuerharmonisierungsrecht vor;
die Regierung schlagt in diesem Rahmen zudem weitere Gesetzesanderungen vor. Die im Rah-
men des XIV. Nachtrags vorgesehenen Anderungen sind zwar thematisch divers, aber tiberwie-
gend technischer Natur, bieten z.T. aufgrund der bundesrechtlichen Vorgaben kaum gesetzgebe-
rischen Spielraum und haben geringe oder keine finanziellen Auswirkungen. Daher rechtfertigt es
sich, diese Anderungen in einem Nachtrag zusammenzufassen. Auf eine Vernehmlassung wurde
verzichtet, weil bei der Ausgestaltung der Vorlage in den meisten Bereichen wenig oder kein poli-
tischer Spielraum besteht.

2 XIIl. Nachtrag: Erhdhung des Versicherungspramienabzugs

far Kinder
Die Einlagen, Pramien und Beitrage fur die Lebens-, die Kranken- und die Uberobligatorische Un-
fallversicherung sowie die Zinsen von Sparkapitalien der steuerpflichtigen Person und der von ihr
unterhaltenen Personen sind gemass dem Bundesgesetz liber die Harmonisierung der direkten
Steuern der Kantone und Gemeinden (SR 642.14; abgekirzt StHG) und dem Bundesgesetz Uber
die direkte Bundessteuer (SR 642.11; abgekurzt DBG) in begrenztem Umfang abzugsféhig. Im
kantonalen Steuergesetz (sGS 811.1; abgekurzt StG) ist der Abzug von Versicherungspramien
fur gemeinsam steuerpflichtige Ehegatten auf hdchstens Fr. 4'800.— und fur die Ubrigen Steuer-
pflichtigen auf hdchstens Fr. 2'400.— beschréankt; fur jedes Kind, fur das ein Kinderabzug bean-
sprucht werden kann, kénnen zusatzlich Fr. 600.— geltend gemacht werden. Werden keine Bei-
trage in die 2. Saule oder die Saule 3a geleistet — so etwa bei pensionierten oder selbstandig er-
werbstatigen Personen —, erhéhen sich die entsprechenden Abziige um Fr. 1'000.— bei gemein-
sam steuerpflichtigen Ehegatten und Fr. 500.— bei den Gbrigen Steuerpflichtigen (Art. 45 Abs. 1
Bst. g StG).

Die Motion 42.15.10 «Anpassung Pauschalabzug Krankenkassenpramien» der SP-GRU-Fraktion
verlangte, den Pauschalabzug fir Pramien der Lebens-, Kranken- und Unfallversicherung in

Art. 45 Abs. 1 Bst. g StG entsprechend den aktuellen Gegebenheiten zu erhéhen. Die Regierung
beantragte am 11. August 2015, auf die Motion nicht einzutreten, was sie namentlich mit den fi-
nanziellen Auswirkungen einer generellen Erhéhung der vorgesehenen Hochstbetrage begriin-
dete. Die CVP-EVP-Fraktion stellte in der Septembersession 2015 den Antrag, die Motion mit ge-
andertem Wortlaut gutzuheissen. Dieser lautet wie folgt: «Die Regierung wird eingeladen, mit der
nachsten Steuergesetzrevision den Abzug fir Pramien der Lebens-, Kranken- und Unfallversi-
cherungen nach Art. 45 Abs. 1 Bst. g StG anzupassen. Dabei sind unter Beriicksichtigung der
bundesrechtlichen Vorgaben die Familien mit Kindern starker zu entlasten.» Die CVP-EVP-Frak-
tion begriindete das unter anderem mit sozialpolitischen Uberlegungen. Mit den steigenden Kos-
ten fir die Krankenkassen-Grundversicherung seien die heutigen Hochstabziige nicht mehr zeit-
gemass. Mit einer Anpassung des Hochstbetrags bei den Kindern kdnne eine gezielte Entlastung
realisiert werden.

Der Kantonsrat hiess die Motion mit gedndertem Wortlaut am 14. September 2015 gut. Dement-
sprechend ist Art. 45 Abs. 1 Bst. g StG anzupassen und der Hochstbetrag fur den Abzug der Ver-
sicherungspramien bei Kindern zu erhéhen.

Die Pramien fur die obligatorische Krankenversicherung sind in den letzten 25 Jahren fir alle
Alterskategorien massiv gestiegen. Gemass statistischer Erhebung des Bundesamtes fir Ge-
sundheit betragt die durchschnittliche Pramie fiir Kinder (O bis 18 Jahre) im Kanton St.Gallen
fur das Jahr 2017 monatlich Fr. 95.59, dies mit der ordentlichen Franchise von Fr. 0.— und ein-
schliesslich Unfalldeckung. Die jahrliche Durchschnittspramie fur Kinder von Fr. 1'147.— Uber-
schreitet damit den steuerlichen Hochstabzug von gegenwartig Fr. 600.— um beinahe das
Doppelte.
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Eine Erh6hung auf dieses Niveau erscheint jedoch nicht ausgewogen, darf doch nicht ausser
Acht gelassen werden, dass der fir Erwachsene geltende Hochstabzug ebenfalls weit davon
entfernt ist, deren Pramie fir die obligatorische Krankenversicherung mit ordentlicher Franchise
(Fr. 300.-) zu decken. Die Regierung erachtet eine Erhéhung auf Fr. 1'000.— als angemessen.
Damit ware zumindest die Kinderpramie fur die Grundversicherung mit ordentlicher Franchise
bei einer (eher) glnstigen Versicherung abzugsfahig.

Bei einer Erhéhung des Hochstabzugs fur Versicherungspramien von Kindern auf Fr. 1'000.—
ist mit Steuerausfallen von rund 2,4 Mio. Franken einfache Steuer zu rechnen.

3 XIV. Nachtrag: Anpassungen aufgrund bundesrechtlicher
Vorgaben und weitere Anderungen

3.1 Aufhebung der Erlasse zu den Arbeitsbeschaffungsreserven
Steuerbeglinstigte Arbeitsbeschaffungsreserven waren ein Instrument der Konjunkturpolitik, das
Unternehmerinnen und Unternehmer ermuntern sollte, in guten Zeiten Reserven zu bilden und
diese in wirtschaftlich schwierigen Zeiten wieder zu verwenden und so ein antizyklisches Verhal-
ten an den Tag zu legen. Rechtliche Grundlagen waren das Bundesgesetz tber die Bildung steu-
erbeglnstigter Arbeitsbeschaffungsreserven und die Verordnung Uber die Bildung steuerbegiins-
tigter Arbeitsbeschaffungsreserven. Das Instrument erwies sich jedoch als konjunkturell wir-
kungslos, weshalb es im Rahmen der Unternehmenssteuerreform Il abgeschafft wurde. Die Auf-
I6sung des gesamten noch vorhandenen Reservebestands erfolgte Uber eine letzte allgemeine
Freigabe; diese Arbeitsbeschaffungsreserven waren fur Arbeitsbeschaffungsmassnahmen zu
verwenden, die in der Zeit vom 1. Januar 2009 bis zum 31. Dezember 2010 eingeleitet und abge-
schlossen werden mussten. Die Aufhebung der Grundlagen im Bundesrecht erfolgte auf den

1. Januar 2016 (AS 2015, 5799).

Mit der definitiven Abschaffung dieses Instruments sind auch die kantonalen Erlasse zu den
Arbeitsbeschaffungsreserven aufzuheben. Es handelt sich dabei um das Gesetz tiber die Bildung
von Arbeitsbeschaffungsreserven der privaten Wirtschaft vom 6. Juli 1952 (sGS 811.4) und das
Gesetz lber steuerbeglnstigte Arbeitsbeschaffungsreserven vom 3. November 1988 (sGS
811.41). Die Regierung wird sodann auf den Vollzugsbeginn dieses Nachtrags die Vollzugsver-
ordnung zum Gesetz Uiber steuerbegiinstigte Arbeitsbeschaffungsreserven vom 13. Juni 1989
(sGS 811.411) aufheben.

3.2 Anpassung von Art. 84 Abs. 2 Bst. ¢ StG an Art. 25 Abs. 1 Bst. ¢
StHG

Juristische Personen kdnnen freiwillige Leistungen an Organisationen, die wegen Verfolgung von
offentlichen oder gemeinnutzigen Zwecken steuerbefreit sind, in beschréanktem Umfang von der
Bemessungsgrundlage abziehen. Voraussetzung ist nach Art. 25 Abs. 1 Bst. ¢ StHG, dass die
Beginstigte ihren Sitz in der Schweiz hat. Art. 84 Abs. 2 Bst. ¢ StG lasst demgegeniuber auch
eine freiwillige Leistung an eine Betriebsstétte in der Schweiz gentigen. Insoweit steht das kanto-
nale Recht im Widerspruch zum tbergeordneten Recht, es erweist sich mit anderen Worten als
offenkundig harmonisierungswidrig. Der entsprechende Passus («oder Betriebsstétte») in Art. 84
Abs. 2 Bst. ¢ StG ist folglich zu streichen.
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3.3 Besteuerung von Ertrdgen aus Vermittlung und Handel von

Grundsticken
Im geltenden Recht sieht Art. 4 Abs. 1 StHG vor, dass eine natirliche Person fiir eine Maklerpro-
vision, die sie fur die Vermittlung eines Grundstiicks ausserhalb ihres Wohnsitzkantons erhalt, im
Kanton des gelegenen Grundstiickes infolge wirtschaftlicher Zugehorigkeit beschrankt steuer-
pflichtig ist. Im Unterschied dazu fehlt im StHG fir juristische Personen, die eine Maklerprovision
fur die Vermittlung eines Grundstiicks vereinnahmen, das in einem anderen Kanton als dem Sitz-
kanton liegt, eine ausdrtickliche Bestimmung fiir den Besteuerungsort.

Mit der Frage, welcher Kanton die von einer juristischen Person vereinnahmte Provision aus der
Vermittlung eines ausserhalb des Sitzkantons liegenden Grundstiicks besteuern darf, war das
Bundesgericht in einem Entscheid aus dem Jahr 2002 befasst (BGer 2P.289/2000 vom 8. Januar
2002). Es hat sich dabei fur eine sinngeméasse Anwendung von Art. 4 Abs. 1 StHG entschieden
und damit fir eine Besteuerung am Grundstlicksort ausgesprochen.

Der vorerwahnte Entscheid ist in der Literatur auf breite Kritik gestossen. Nach der herrschenden
Lehre stellt die in Art. 4 Abs. 1 StHG vorgesehene wirtschaftliche Zugehdrigkeit von Personen,
die ausserkantonalen Wohnsitz haben, jedoch eine Provision aus der Vermittlung eines im Kan-
ton gelegenen Grundstiicks vereinnahmen, ein Rechtsversehen dar.

Die im September 2013 von Nationalrat Fulvio Pelli eingereichte Motion (Geschéft 13.3728)
nahm diese Kritik auf. Sie verlangte eine Anderung des StHG dahingehend, dass Ertrage aus der
Vermittlung von Grundstiicken im Wohnsitzkanton der natirlichen Person oder im Sitzkanton der
juristischen Person steuerbar sind; die Besteuerung im Kanton, in dem das Grundsttck liegt, soll
nur noch im internationalen Verhaltnis zulassig sein. Die Motion fand Zustimmung durch den
Bundesrat und wurde auch von den eidgendssischen Réaten angenommen.

Der Bundesrat liess daraufhin eine Vorlage zur Umsetzung der Motion ausarbeiten und gab diese
am 12. August 2015 in die Vernehmlassung. Mit der Vernehmlassungsvorlage wurde zum einen
der Motionsauftrag umgesetzt. Zum anderen sah sie aber auch eine Vereinheitlichung der Be-
stimmungen zur subjektiven Steuerpflicht von juristischen Personen vor, die mit Grundstiicken
handeln. Hierzu wurde ein neuer Bst. d in Art. 21 Abs. 1 StHG vorgeschlagen, in dem prazisiert
wird, dass juristische Personen mit Sitz oder tatsachlicher Verwaltung ausserhalb des Kantons
steuerpflichtig sind, wenn sie «mit im Kanton gelegenen Grundstticken handeln»; dies machte
wiederum eine Streichung des Passus «oder damit handeln» in Art. 21 Abs. 2 Bst. b StHG not-
wendig.

Die in der Vernehmlassungsvorlage vorgeschlagenen Anderungen der Bestimmungen tiber die
subjektive Steuerpflicht fur Ertrége aus Vermittlung von und Handel mit Grundstiicken fanden un-
verandert Eingang in den bundesratlichen Entwurf (BBI 2016, 5369). Nationalrat und Standerat
nahmen die Gesetzesanderungen oppositionslos an (Referendumsvorlage: BBI 2017, 2457). Die
Referendumstfrist ist am 6. Juli 2017 unbenitzt verstrichen. Das Bundessteuerrecht erfahrt damit
eine Anderung von Art. 4 Abs. 1 und Abs. 2 Bst. g sowie von Art. 21 Abs. 1 Bst. d und Abs. 2
Bst. b StHG.

In Bezug auf den Besteuerungsort von Maklerprovisionen entspricht das kantonale Steuergesetz
bereits heute dem geanderten Harmonisierungsrecht. Einer Gesetzesanpassung bedarf es in die-
sem Zusammenhang somit nicht.

Eine gesonderte Steuerpflicht aufgrund wirtschaftlicher Zugehérigkeit flr Grundstiickhandel sieht

das StG nicht vor. Dennoch erfolgt in der Praxis eine Besteuerung am Ort, an dem das Grund-
stiick liegt; zu Doppelbesteuerungskonflikten kam es deswegen nicht. Trotzdem dréngt sich eine
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formelle Anpassung, wie sie auch im StHG vorgenommen wurde, auf. Abweichungen vom Har-
monisierungsrecht sind tunlichst zu vermeiden. Dementsprechend sind die Regelungen tber die
subjektive Steuerpflicht aufgrund wirtschaftlicher Zugehdorigkeit (Art. 14 Abs. 1 Bst. ¢ StG und
Art. 72 Abs. 1 Bst. d StG) zu ergéanzen.

3.4 Revision der Quellenbesteuerung des Erwerbseinkommens

3.4.1 Ausgangslage

Die schweizerische Quellensteuerordnung erfuhr mit dem Inkrafttreten von DBG am 1. Januar
1995 und StHG am 1. Januar 1993 eine starke Vereinheitlichung. Die bundesrechtlichen Vorga-
ben wurden mit dem am 1. Januar 1995 in Vollzug getretenen VII. Nachtragsgesetz zum alten
Steuergesetz vom 23. Juni 1970 (nGS 29-69) im kantonalen Recht umgesetzt und fanden so-
dann Eingang in das totalrevidierte Steuergesetz vom 9. April 1998 (nGS 33-116). Seither erfor-
derten das mit dem Bundesgesetz gegen die Schwarzarbeit (SR 822.41; abgekiirzt BGSA) einge-
flhrte vereinfachte Abrechnungsverfahren sowie das Bundesgesetz liber die Besteuerung von
Mitarbeiterbeteiligungen (AS 2011, 3259) noch Anpassungen an der kantonalen Quellensteuer-
ordnung; diese erfolgten mit dem Ill. (nGS 43-159) und IX. Nachtrag (nGS 47-147) zum Steuer-
gesetz.

Nach geltendem Recht unterliegt der Quellenbesteuerung, wer ohne Niederlassungsbewilligung
einer unselbstandigen Erwerbstatigkeit in der Schweiz nachgeht. Es wird dabei zwischen zwei
Kategorien unterschieden: einerseits auslandischen Staatsangehdrigen mit steuerrechtlichem
Wohnsitz oder Aufenthalt in der Schweiz (Ansassige) und anderseits Personen ohne steuerrecht-
lichen Wohnsitz oder Aufenthalt in der Schweiz (Nicht-Ansassige).

Bei einer ansassigen quellensteuerpflichtigen Person, die ein Bruttoeinkommen von tber

Fr. 120'000.— je Jahr erzielt, erfolgt von Amtes wegen eine nachtragliche ordentliche Veranlagung
(NOV). Diesfalls wird die bereits abgerechnete Quellensteuer mit dem sich aus der NOV erge-
benden Steuerbetrag verrechnet und die Differenz zusétzlich erhoben oder zuriickerstattet; dabei
hat die Quellensteuer den Charakter einer reinen Sicherungssteuer.

Wird die Einkommensgrenze von Fr. 120'000.— je Jahr nicht erreicht, kbnnen im Rahmen der so-
genannten Tarifkorrektur zusatzliche Abziige von der Bemessungsgrundlage nachtraglich geltend
gemacht werden. Die Mdglichkeit der Tarifkorrekturen soll die Besteuerung nach der wirtschaftli-
chen Leistungsfahigkeit sicherstellen, sind doch im Quellensteuertarif lediglich Pauschalen fur
Berufskosten, Versicherungspramien sowie Abzlge fur Familienlasten berlcksichtigt. Fir Perso-
nen, die weder der NOV unterliegen, noch Tarifkorrekturen geltend machen, stellt die Quellen-
steuer eine definitive Steuerbelastung dar; sie hat dann Abgeltungswirkung im Sinn einer echten
Quellensteuer.

Wird die Einkommensgrenze von Fr. 120'000.— je Jahr nicht erreicht, verfiigt jedoch eine ansés-
sige quellensteuerpflichtige Person neben Einkommen aus unselbsténdiger Erwerbstéatigkeit noch
Uber Einkinfte, die nicht der Quellenbesteuerung unterliegen, oder Uber Vermégen, so erfolgt
eine erganzende ordentliche Veranlagung (EOV); dies betrifft etwa Ansassige, die im Besitz einer
Liegenschaft sind. Im Rahmen der EOV werden nur die zuséatzlichen Einkommensbestandteile
und das Vermdogen erfasst. Das dem Abzug an der Quelle unterliegende Einkommen aus unselb-
standiger Erwerbstatigkeit wird lediglich zur Satzbestimmung in die Veranlagung einbezogen. Mit
dem unselbstandigen Erwerbseinkommen zusammenhangende Abziige, die im Quellensteuerta-
rif nicht oder nicht ausreichend bertcksichtigt sind, kbnnen zudem — analog den quellensteuer-
pflichtigen Anséassigen, die der EQV nicht unterliegen — Uber das Verfahren der Tarifkorrektur gel-
tend gemacht werden.
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Das Gesetz sieht die Vornahme einer NOV und EOV nur flr ansassige auslandische Staatsange-
hdrige ohne Niederlassungsbewilligung, nicht aber fir Nicht-Anséassige vor, die in der Schweiz
unselbstandig erwerbstéatig sind. Letztere kdnnen aber auch gewisse zuséatzliche Abziige von der
Bemessungsgrundlage im Rahmen der Tarifkorrektur geltend machen.

Das Bundesgericht hatte sich vor dem Inkrafttreten des Abkommens zwischen der Schweizeri-
schen Eidgenossenschaft einerseits und der Europaischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaa-
ten andererseits Uber die Freiziigigkeit (SR 0.142.112.681; abgekiirzt FZA) verschiedentlich mit
der geltenden Quellensteuerordnung zu befassen und dabei jeweils festgehalten, diese stehe
grundsatzlich im Einklang mit dem Gebot der Rechtsgleichheit; es diirfe bei der konkreten Ausge-
staltung aber nicht zu stossenden Ungleichheiten kommen (BGE 91 | 81; 96 | 45; 124 |1 247). Die
von der Literatur schon vorher angeflihrten Bedenken erhielten dann im Jahr 1999 neue Nah-
rung, als die Schweiz das FZA abschloss. Im Jahr 2010 Uberprifte das Bundesgericht erstmals
die schweizerische Quellensteuerordnung auf seine Kompatibilitat mit dem FZA. Dabei erwog
das hochste Gericht, die geltende Quellensteuerordnung verstosse in gewissen Konstellationen
gegen das FZA. Konkret ging es um einen Schweizer Staatsangehdorigen, der in Frankreich
wohnte und in Genf als Grenzgéanger einer unselbstandigen Erwerbstétigkeit nachging. Der dabei
erzielte Lohn entsprach 95 Prozent seiner weltweiten Einkinfte. Aufgrund dessen befand das
Bundesgericht (in Anlehnung an die Rechtsprechung des Européischen Gerichtshofes), der
Grenzganger befinde sich in einer vergleichbaren Situation wie eine in der Schweiz anséssige
Person. Er sei als Quasi-Ansassiger zu behandeln mit der Folge, dass ihm die gleichen steuerli-
chen Abziige wie den Gebietsansassigen zu gewahren seien (BGE 136 Il 241). Dass Quasi-An-
sassige steuerlich gleich wie ansassige, ordentlich besteuerte Personen zu behandeln seien,
wurde in drei weiteren, ebenfalls im Jahr 2010 gefallten Urteilen bestétigt (BGer 2C_33/2010,
2C_34/2010 und 2C_35/2010 vom 4. Oktober 2010).

Die genannten Gerichtsentscheide fuhrten zur Erkenntnis, dass die schweizerische Quellensteu-
erordnung revidiert werden muss. Der Bundesrat legte am 28. November 2014 eine Botschaft
mitsamt Gesetzesentwurf vor (BBl 2015, 657), der im Rahmen der parlamentarischen Beratun-
gen noch (leichte) Anpassungen erfuhr. Das Bundesgesetz ber die Revision der Quellenbesteu-
erung des Erwerbseinkommens wurde am 16. Dezember 2016 von den eidgendssischen Réaten
verabschiedet (BBI 2016, 8925). Die Referendumsfrist ist am 7. April 2017 unbenutzt verstrichen.

3.4.2 Die Neuregelung im Bundessteuerrecht

Die neue Quellensteuerordnung tragt der jingeren bundesgerichtlichen Rechtsprechung Rech-

nung, indem sie das Ziel verfolgt, Ungleichbehandlungen zwischen quellenbesteuerten und or-

dentlich besteuerten Personen zu beseitigen. Neu wird zwischen ansassigen, quasi-ansassigen
und nicht-ansassigen Quellensteuerpflichtigen unterschieden, und zwar wie folgt:

— Fir anséassige Steuerpflichtige, deren Bruttoeinkommen einen bestimmten Betrag Uberschrei-
tet, wird wie bis anhin obligatorisch eine NOV vorgenommen. Den Grenzbetrag legt das Eidge-
ndssische Finanzdepartement (EFD) in Zusammenarbeit mit den Kantonen fest. Obligatorisch
der NOV unterliegen auch ansassige Quellensteuerpflichtige, deren Bruttoeinkommen zwar
den massgebenden Betrag nicht erreicht, die aber entweder Uber steuerbare Einklnfte, die
nicht der Quellensteuer unterliegen, oder Uber Vermdgen verfiigen (Art. 33a StHG). Damit wird
die EOV durch das Verfahren der NOV ersetzt.

— Alle Ubrigen ansassigen Quellensteuerpflichtigen kdnnen bis am 31. Marz des auf das Steuer-
jahr folgenden Jahres eine NOV beantragen. Die Méglichkeit einer Tarifkorrektur entféllt ins-
kunftig (Art. 33b StHG).

— Wer ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in der Schweiz einen Grossteil seiner
weltweiten Einkinfte, zu denen auch die Einklinfte des Ehegatten zu zahlen sind, in der
Schweiz erwirtschaftet, erfillt die Voraussetzungen fir die sog. Quasi-Ansassigkeit und kann
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ebenfalls eine nachtragliche ordentliche Veranlagung beantragen. Die konkreten Vorausset-
zungen hat das EFD in Zusammenarbeit mit den Kantonen auf dem Verordnungsweg zu prézi-
sieren (Art. 35a StHG).

— Weiter kann die zustandige Steuerbehdrde bei nicht ansassigen Quellensteuerpflichtigen von
Amtes wegen eine NOV vornehmen, sofern stossende Verhéaltnisse vorliegen (Art. 35b StHG).

— Ansassige Quellensteuerpflichtige, die obligatorisch der NOV unterliegen oder eine solche be-
antragen, bleiben bis zum Ende der Quellensteuerpflicht in diesem System eingebunden («ein-
mal NOV, immer NOV»; Art. 33a Abs. 5 und Art. 33b Abs. 5 StHG). Fir Quasi-Ansassige gilt
dies nicht; sie haben in den nachfolgenden Jahren wieder einen Antrag auf NOV zu stellen, an-
sonsten bleibt es bei der Quellensteuer.

— Fdir alle ansassigen und nicht ansassigen Quellensteuerpflichtigen, die weder obligatorisch der
NOQV unterstehen, noch eine solche beantragen, hat die Quellensteuer Abgeltungswirkung. Sie
tritt an die Stelle der im ordentlichen Verfahren zu veranlagenden Steuern auf dem Erwerbs-
einkommen. Zusatzliche nachtragliche Abziige werden nicht gewahrt (Art. 33b Abs. 4, Art. 36a
StHG).

Weitere Anderungen sind die Steuerbarkeit der riickverglteten AHV-Beitrage von auslandischen
Staatsangehdrigen, welche die Schweiz endglltig verlassen (Art. 32 Abs. 4 Bst. ¢ und Art. 35
Abs. 1 Bst. j StHG), die Vereinheitlichung der Bezugsprovision fiir den Schuldner der steuerbaren
Leistung auf 1 bis 2 Prozent des gesamten Quellensteuerbetrags, jedoch beschrankt auf héchs-
tens Fr. 50.— pro Kapitalleistung (Art. 37 Abs. 3 StHG), sowie die Festlegung von Pauschalen fir
Gewinnungskosten bei Kinstlern sowie Sportlern und Referenten (Art. 36 Abs. 2 StHG).

Die ortliche Zustandigkeit bestimmt sich wie bisher nach den Verhaltnissen im Zeitpunkt der Fallig-
keit der steuerbaren Leistung, d.h. bei Ansassigen ist der jeweilige Wohnsitz- oder Aufenthalts-
kanton zur Besteuerung befugt, wéhrend das Besteuerungsrecht bei Nicht-Ansassigen demjeni-
gen Kanton zukommt, in dem der Schuldner der steuerbaren Leistung domiziliert ist; eine spezi-
elle Regelung besteht fir internationale Wochenaufenthalter: Sie gelten zwar als nicht in der
Schweiz anséssig, doch unterliegen sie nicht der Besteuerung am Arbeitsort, sondern im Kanton
des Wochenaufenthalts. Bedeutsam ist ferner, dass der Schuldner der steuerbaren Leistung den
Quellensteuerabzug nicht mehr durchwegs nach dem Recht des Quellenkantons vornehmen
kann, sondern neu muss die Abrechnung bei Ansassigen und internationalen Wochenaufenthal-
tern direkt mit dem Wohnsitz- oder (Wochen-)Aufenthaltskanton erfolgen. Dementsprechend ent-
fallt inskinftig die interkantonale Abrechnung zwischen dem Arbeitskanton und dem Wohnsitz-
oder Aufenthaltskanton der quellensteuerpflichtigen Person (Art. 38 Abs. 1 bis 3 StHG).

Anders verhdlt es sich dann, wenn im Nachgang (von Amtes wegen oder auf Antrag hin) eine
NOV stattfindet. Diesfalls steht das Besteuerungsrecht fir die gesamte Steuerperiode demjeni-
gen Kanton zu, in dem die quellensteuerpflichtige Person am Ende der Steuerperiode oder der
Steuerpflicht steuerlich zugehorig war. Ein Wechsel in der steuerlichen Zugehdrigkeit wahrend
der Steuerperiode (Verlegung von Wohnsitz oder Aufenthalt, Aufnahme einer unselbstéandigen
Erwerbstatigkeit in einem anderen Kanton) fuhrt mit anderen Worten nicht mehr zu einer Auftei-
lung der Besteuerungsbefugnis nach der Dauer der Steuerpflicht; im Unterschied zum geltenden
Recht ist die sog. Pro-rata-temporis-Besteuerung nicht mehr vorgesehen (Art. 38 Abs. 4 StHG).
Der zur NOV zustandige Kanton hat Anspruch auf allenfalls an andere Kantone bereits Uberwie-
sene Quellensteuern (Art. 38a Abs. 1 StHG).

3.4.3 Die Umsetzung der Reform im kantonalen Recht

Die Anderungen im Bundessteuerrecht fiihren zu einer starkeren Vereinheitlichung der schweize-
rischen Quellensteuerordnung. Die harmonisierungsrechtlichen Vorgaben sind zwingend und
deshalb vom kantonalen Gesetzgeber zu Glbernehmen. Das Harmonisierungsrecht verleiht ihm
bei der Umsetzung keinen oder jedenfalls kaum Spielraum.
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Die Anpassung an das libergeordnete Recht erfordert zahlreiche Anderungen und Streichungen
bestehender sowie die Aufnahme neuer gesetzlicher Bestimmungen. Am bisherigen Aufbau der
kantonalen Quellensteuerordnung &ndert sich jedoch nichts. Auch kiinftig bestehen Regelungen
fir Ansassige (Art. 105 bis 114 StG) und fir Nicht-Ansassige (Art. 115 bis 122b StG), die erganzt
werden durch Bestimmungen, die fir beide Kategorien gelten (Art. 124 bis 129 StG). Das verein-
fachte Abrechnungsverfahren (Art. 122° bis 1229uater StG) erfahrt keine Anderungen. Besondere
Verfahrensbestimmungen zur Quellensteuer finden sich wie bisher in Art. 184 bis 189 StG.

Bei den Ansassigen sollen die bisherige Bestimmung Uber die NOV (Art. 112 StG) aufgehoben
und an deren Stelle separate Regelungen uber die obligatorische NOV (Art. 112 StG) und die
NOV auf Antrag (Art. 112" StG) eingefiihrt werden. Die Ersetzung der EOV durch die obligato-
rische NOV bedingt die Aufhebung von Art. 111 StG. Weil die Mdglichkeit entfallt, nachtréglich
Tarifkorrekturen zu verlangen, ist zudem Art. 108 Abs. 3 StG zu streichen. Um eine Besteue-
rungsliicke zu schliessen, ist neu die Steuerbarkeit von riickvergiiteten AHV-Beitréagen (Art. 106
Abs. 2 Bst. ¢ StG) vorzusehen, und wie bei den anderen Tarifarten wird die Festlegung des auf
solche Leistungen anwendbaren Tarifs an die Regierung delegiert (Art. 109°s StG); vermutlich
bleiben diese Bestimmungen aber toter Buchstabe, nachdem die Ruckerstattung von AHV-Bei-
tragen der Zentralen Ausgleichsstelle (ZAS) obliegt, deren Sitz in Genf ist und somit nur dort eine
Steuerpflicht besteht. Lediglich eine Prazisierung stellt die vorgeschlagene Anpassung von Art.
107 Abs. 3 StG dar, wonach der im Steuerabzug enthaltene Gemeindesteueranteil sich nach
dem gewogenen Mittel der Einkommenssteuern der Gemeinden berechnet.

Gleich wie bei den Ansassigen sind auch bei den Nicht-Anséssigen die steuerbaren Leistungen
auf riickvergltete AHV-Beitrage auszuweiten (Art. 115 Abs. 1" StG). Weiter ist eine Regelung
aufzunehmen, dass Personen, die als Quasi-Anséssige zu qualifizieren sind (weil sie sich in einer
mit einem Ansassigen vergleichbaren Situation befinden), eine NOV beantragen kdnnen (Art. 122a
StG); zudem muss die Mdglichkeit vorgesehen werden, bei stossenden Verhaltnissen von Amtes
wegen eine NOV vorzunehmen (Art. 122b StG). Neu sind schliesslich Pauschalen fir Gewinnungs-
kosten fur Kinstler einerseits sowie fur Sportler und Referenten anderseits ins Gesetz aufzuneh-
men (Art. 116 Abs. 2°s StG).

Unter den gemeinsamen Bestimmungen ist neu der Spielraum der Regierung bei der Festlegung
der Bezugsprovision im Gesetz einzugrenzen (Art. 124 Abs. 1 StG). Zwar nicht zwingend Auf-
nahme ins Gesetz finden muss, indes der Klarstellung dient die vorgeschlagene Bestimmung von
Art. 128" StG. Sie verweist auf Art. 107 DBG, der das interkantonale Verhaltnis beschlagt und
einerseits regelt, mit welchem Kanton der Schuldner der steuerbaren Leistung abzurechnen hat
und welcher Kanton zur Vornahme einer NOV zustandig ist, und anderseits bestimmt, dass im
Rahmen einer NOV der zustandige Kanton Anspruch auf allenfalls an andere Kantone bereits
Uberwiesene Quellensteuerbetrage hat. Die namlichen Abgrenzungsfragen stellen sich im inter-
kommunalen Verhéltnis, weshalb dort die Grundséatze von Art. 107 DBG sachgemasse Anwen-
dung finden sollen (Art. 128" StG). Weil der Schuldner der steuerbaren Leistung neu verpflichtet
ist, direkt mit dem Wohnsitz- oder Aufenthaltskanton der steuerpflichtigen Person abzurechnen,
halt Art.126 StG vor dem lbergeordneten Recht nicht mehr Stand und ist deshalb zu streichen.
Art. 127 StG wird ausserdem durch den Verweis von Art. 128" StG auf den wesentlichen umfas-
senderen und praziseren Art. 107 DBG obsolet.

Die besonderen Verfahrensbestimmungen zur Quellensteuer sollen im Vergleich zum geltenden
Recht gezielte Prazisierungen erfahren. Es soll namentlich klargestellt werden, dass Nicht-Ansés-
sige, die eine NOV beantragen, die erforderlichen Unterlagen beibringen und eine Zustelladresse
in der Schweiz bezeichnen mussen (Art. 185 Abs. 4 StG).

Die finanziellen Auswirkungen, welche die Umsetzung der Quellensteuerreform nach sich zieht,
lassen sich nicht beziffern. Nicht bekannt ist, wie viele Ansassige und Quasi-Ansassige von der
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Moglichkeit Gebrauch machen werden, eine NOV zu beantragen. Es ist davon auszugehen, dass
die Option nur genutzt wird, wenn sie sich steuerlich als vorteilhaft erweist. Damit einhergehende
Mindereinnahmen dirften indes durch die generelle Abschaffung der Tarifkorrekturen (teilweise)
wieder kompensiert werden. Demgemass ist nicht mit ins Gewicht fallenden Steuerausféllen zu
rechnen.

3.5 Nachftihrung von Verjahrungsfristen fur die Strafverfolgung und

der Sanktionen fir Vergehen
Die Art. 263 Abs. 1 und Art. 275 Abs. 1 StG sehen eigenstandige Fristen fir die Verjahrung der
Strafverfolgung vor. Nach Abs. 2 der gleichen Bestimmungen kdénnen die Fristen unterbrochen
werden, wobei aber eine Verlangerung der Fristen mittels Unterbrechungshandlungen bei den
Ubertretungen hochstens um die Halfte der urspriinglichen Dauer maglich ist. Fiir die einzelnen
Straftaten sieht das StG folgende relative Verjahrungsfristen vor:
— Verletzung von Verfahrenspflichten: 2 Jahre;
versuchte Steuerhinterziehung: 4 Jahre;
vollendete Steuerhinterziehung: 10 Jahre;
Verheimlichung oder Beiseiteschaffung von Nachlasswerten im Inventarverfahren: 10 Jahre;
Steuervergehen: 10 Jahre.

Seit dem 1. Oktober 2002 kennt jedoch das Schweizerische Strafgesetzbuch (SR 311.0; abge-
kirzt StGB) fur die Strafverfolgung keine Unterbrechung der Verjahrung mehr. Somit gibt es in
diesem Zusammenhang auch keine relativen und absoluten Verjahrungsfristen mehr. Dies hatte
zur Folge, dass nicht nur im gemeinen Strafrecht, sondern auch im Nebenstrafrecht — wozu das
harmonisierte Steuerstrafrecht gehort — weniger Zeit fir die Verfolgung eines Delikts verblieb. Der
Bundesgesetzgeber reagierte darauf, indem er zum einen die Verjahrungsfristen fir die Straftat-
bestdnde im StGB verlangerte. Zum anderen setzte er Art. 333 Abs. 5 Bst. a bis d StGB — der
dem heutigen Art. 333 Abs. 6 Bst. a bis d StGB entspricht — in Kraft. Damit wurden bis zum In-
krafttreten individueller Anpassungen in den jeweiligen Erlassen die Verjahrungsfristen fur die
Strafverfolgung im Nebenstrafrecht schematisch verlangert. Fir Steuerstraftaten nach dem 1. Ok-
tober 2002 waren somit nicht mehr die absoluten Verjahrungsfristen gemass Art. 263 Abs. 2 und
Art. 275 Abs. 2 StG massgebend, sondern es bestimmte sich anhand von Art. 263 Abs. 1 und
Art. 275 Abs. 1 StG in Verbindung mit Art. 333 Abs. 6 Bst. a bis d StGB, wie lange eine solche
Tat verfolgt werden konnte.

Am 26. September 2014 verabschiedete die Bundesversammlung das Bundesgesetz Uber eine
Anpassung des DBG und des StHG an die Allgemeinen Bestimmungen des StGB (Referendums-
vorlage: BBI 2014, 7319). Dieses bezweckt die individuelle Nachfiihrung der Verjahrungsordnung
des gemeinen Strafrechts im DBG und StHG. Nachdem die Referendumsfrist ungenutzt abgelau-
fen ist, beschloss der Bundesrat, das Bundesgesetz auf den 1. Januar 2017 in Kraft zu setzen
(AS 2015, 779). Die Kantone missen auf diesen Zeitpunkt ihre Gesetzgebung anpassen, an-
sonsten findet das geanderte Harmonisierungsrecht direkt Anwendung (Art. 72s StHG).

Die geanderten Gesetzesbestimmungen sehen fur die Verletzung von Verfahrenspflichten eine
Verjahrungsfrist von 3 Jahren vor, die versuchte Steuerhinterziehung verjahrt nach 6 Jahren und
die vollendete Steuerhinterziehung kann nach 10 Jahren nicht mehr verfolgt werden. Ebenfalls
eine Verjahrungsfrist von 10 Jahren besteht flr die Verheimlichung oder Beiseiteschaffung von
Nachlasswerten im Inventarverfahren. Bei den Steuervergehen betragt die Verjahrungsfrist 15
Jahre (Art. 184 Abs. 1 und Art. 189 Abs. 1 DBG, Art. 58 Abs. 1 und 2 und Art. 60 Abs. 1 StHG).

Entsprechend Art. 333 Abs. 6 Bst. ¢ und d StGB wurden Uberdies die Bestimmungen Uber die
Unterbrechung der Verjahrung aufgehoben und die Verfolgungsverjahrung tritt nicht mehr ein,
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wenn vor Ablauf der Verjahrungsfrist ein erstinstanzliches Urteil ergangen ist (Art. 184 Abs. 2 und
Art. 189 Abs. 2 DBG, Art. 58 Abs. 3 und Art. 60 Abs. 2 StHG); als erstinstanzliches Urteil gilt bei
den Ubertretungen die Verfiigung der zustandigen Steuerbehérde.

Schliesslich erfuhren auch die Sanktionen fir Vergehen eine Angleichung an das geltende Recht
(Art. 333 Abs. 2 Bst. b StGB). Neu besteht ausdriicklich die Moéglichkeit, eine bedingte Strafe mit
einer Busse zu verbinden (Art. 186 Abs. 1 und Art. 187 Abs. 1 DBG; Art. 59 Abs. 1 StHG).

Die vorerwahnten Anderungen im StHG sind entsprechend im kantonalen Recht umzusetzen;
hierfir missen Art. 263, Art. 272 Abs. 1, Art. 273 Abs. 1 und Art. 275 StG geéandert werden.
Ubergangsrechtlich ist sodann vorzusehen, dass fiir die Beurteilung von Straftaten, die in Steuer-
perioden vor dem 1. Januar 2017 — also vor dem Inkrafttreten des Bundesgesetzes lber eine An-
passung des DBG und des StHG an die Allgemeinen Bestimmungen des StGB — begangen wur-
den, das neue Recht anwendbar ist, sofern es milder ist als das in jenen Steuerperioden geltende
Recht (Art. 78f StHG).

Finanzielle Auswirkungen haben diese Anpassungen an das Uibergeordnete Recht nicht.

3.6 Gewinnbesteuerung von juristischen Personen mit ideeller

Zwecksetzung
Nach geltendem Recht sind juristische Personen von den Gewinn- und Kapitalsteuern befreit,
wenn sie offentliche, gemeinnitzige oder Kultuszwecke verfolgen und ihr Gewinn sowie Kapital
ausschliesslich und unwiderruflich diesen Zwecken gewidmet ist (Art. 80 Abs. 1 Bst. g und h
StG). Eine ideelle Tatigkeit allein gentigt fir eine subjektive Steuerbefreiung nicht, ist doch ideel-
les Handeln nicht unbedingt mit der Férderung des Gemeinwohls gleichzusetzen.

Sofern Vereine und Stiftungen nicht bereits (aufgrund von Art. 80 Abs. 1 Bst. g oder h StG) sub-
jektiv steuerbefreit sind, erfahren sie insofern eine steuerliche Privilegierung gegentber anderen,
ebenfalls nicht steuerbefreiten juristischen Personen, als Gewinne, die auf 12 Monate berechnet
Fr. 10'000.— nicht erreichen, nicht der Besteuerung unterliegen (Art. 95 Abs. 2 StG); dies gilt auch
fur kollektive Kapitalanlagen mit direktem Grundbesitz sowie Korporationen des Privatrechts.

Mit dem Bundesgesetz Uber die Gewinnbesteuerung von juristischen Personen mit ideellen
Zwecken vom 20. Mérz 2015 (BBI 2015, 2751; AS 2015, 2947) wurden das DBG und das StHG
um je eine Bestimmung ergénzt. Diese schreiben nun eine Steuerfreigrenze fur juristische Perso-
nen mit ideeller Zwecksetzung bundesrechtlich vor. Konkret sind neu Gewinne von juristischen
Personen mit ideellen Zwecken bis hochstens Fr. 20'000.— (Art. 66a DBG) bzw. bis zu einem vom
Kanton bestimmten Hochstbetrag (Art. 26a StHG) von der Gewinnsteuer befreit, sofern sie aus-
schliesslich und unwiderruflich diesen Zwecken gewidmet sind. Aus Griinden der Rechtsgleich-
heit kbnnen nicht nur Vereine, sondern alle juristischen Personen mit ideellen Zwecken von die-
ser Steuerfreigrenze profitieren. Die Kapitalsteuer ist von der Neuregelung nicht berihrt.

Eine exakte und abschliessende Definition eines «ideellen Zwecks» ist nicht mdglich. Als ideeller
Zweck erscheint gemass der bundesrétlichen Botschaft jeder nicht wirtschaftliche Zweck. Wer
ideelle Zwecke verfolgt, ist nicht auf die Erzielung eines geldwerten Vorteils fiir sich selbst oder
fur die seiner Interessensphére angehdrigen Personen bedacht (BBI 2014, 5377).

Die im kantonalen Recht enthaltene Bestimmung von Art. 95 Abs. 2 StG stimmt damit nicht tGber-
ein. Zwar sieht sie wie das neue Bundesrecht eine Freigrenze vor, womit der gesamte Gewinn
der Besteuerung unterliegt und nicht bloss der Ubersteigende Teil besteuert wird, wenn die
Grenze Uberschritten ist. Jedoch weist das Bundesrecht einen anderen Anwendungsbereich auf,
da es sich auf alle juristischen Personen mit ideeller Zwecksetzung erstreckt, wahrend die in
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Art. 95 Abs. 2 StG vorgesehene Freigrenze von Fr. 10'000.— namentlich auch kollektiven Kapital-
anlagen mit direktem Grundbesitz zusteht. Letzteres erscheint nicht sachgerecht. Kollektive Kapi-
talanlagen mit direktem Grundbesitz sind per se auf Gewinnerzielung und damit wirtschaftlich
ausgerichtet. Sie sollen daher inskiinftig nicht mehr von einer Steuerfreigrenze beim Gewinn pro-
fitieren kdnnen. Dies muss gleichermassen fiir Vereine und Korporationen des Privatrechts gel-
ten, die wirtschaftliche Zwecke verfolgen. Der Anwendungsbereich der Steuerfreigrenze ist somit
wie im neuen Harmonisierungsrecht auf juristische Personen mit ideeller Zwecksetzung festzule-
gen. Aus diesem Grund wird die Steuerfreigrenze in Art. 95 Abs. 2 StG gestrichen und eine neue,
dem ubergeordneten Recht entsprechende Bestimmung ins StG aufgenommen (Art. 95 StG).

Der neue Art. 66a DBG sieht fur die direkte Bundessteuer eine Steuerfreigrenze von Fr. 20'000.—
vor. Die Kantone verfiigen zumindest insofern Uber einen Gestaltungsspielraum, als sie in ihren
Steuergesetzen die Hohe der Freigrenze selbst festlegen kénnen. Unter dem Aspekt der Harmo-
nisierung und der damit einhergehenden Vereinfachung drangt sich jedoch auf, die Steuerfrei-
grenze gleich hoch wie im Recht der direkten Bundessteuer festzulegen.

Art. 26a StHG ist am 1. Januar 2016 in Kraft getreten. Der Bundesrat hat weiter bestimmt, dass
Art. 66a DBG am 1. Januar 2018 in Kraft treten wird (AS 2015, 2948). Nach Art. 72t Abs. 1 StHG
haben die Kantone nach Inkrafttreten von Art. 26a StHG zwei Jahre Zeit, um die kantonale Ge-
setzgebung an Art. 26a StHG anzupassen, ansonsten gilt gemass Abs. 2 von Art. 72t StHG die
Freigrenze von Art. 66a DBG auch fiir das kantonale Recht. Da der vorgeschlagene Art. 95 StG
zuerst noch der Annahme durch den Kantonsrat bedarf, ist seine Anwendung bereits ab 1. Januar
2018 nicht moglich. Somit wird Art. 26a StHG in Verbindung mit Art. 66a DBG zumindest fir die
Dauer eines Jahres direkt Anwendung finden.

Die finanziellen Auswirkungen der Einfiihrung der Steuerfreigrenze fir juristische Personen mit
ideeller Zwecksetzung kénnen nicht abgeschatzt werden. Es liegen keine Erhebungen Uber die
Anzahl juristischer Personen, die ideelle Zwecke verfolgen und im Kanton St.Gallen personlich
oder wirtschaftlich zugehorig sind, vor. Mit relevanten Steuerausfallen ist jedoch nicht zu rechnen,
auch wenn die Freigrenze gegenuber dem geltenden Art. 95 Abs. 2 StG um Fr. 10'000.— angeho-
ben wird. Abgesehen von Vereinen und Stiftungen, die in der Regel nicht sonderlich gewinntrach-
tig sind, bestehen kaum juristische Personen mit ideeller Zwecksetzung. Hinzu kommt, dass die
kollektiven Kapitalanlagen mit direktem Grundbesitz, die regelmassig hohe Gewinne ausweisen,
unter dem neuen Recht nicht mehr von einer Steuerfreigrenze profitieren kénnen.

3.7  Weitere Anderungen

3.7.1 Proportionaler Gewinnsteuersatz fur tUbrige juristische Personen

Nach Art. 95 Abs. 1 StG berechnet sich die einfache Steuer fir Ubrige juristische Personen —
wozu Vereine, Stiftungen und Korporationen des Privatrechts gehdren — und fir kollektive Kapi-
talanlagen mit direktem Grundbesitz, die den juristischen Personen gleichgestellt sind (Art. 70
Abs. 2 Satz 1 StG), nach dem progressiv ausgestalteten Tarif fir alleinstehende natirliche Perso-
nen; sie betragt jedoch wenigstens 3 Prozent. Flur Kapitalgesellschaften und Genossenschaften
sowie fur Korperschaften und Anstalten des 6ffentlichen Rechts gilt demgegentiber ein proportio-
naler Gewinnsteuersatz, der 3,75 Prozent (Art. 89 StG) bzw. 3 Prozent (Art. 94 StG) einfache
Steuer betragt.

Der Kanton St.Gallen ist schweizweit der einzige Kanton, der die Ubrigen juristischen Personen
und die kollektiven Kapitalanlagen mit direktem Grundbesitz nach den fir juristische Personen
geltenden Regeln besteuert, jedoch den Tarif flr natirliche Personen anwendet. Auch bei der di-
rekten Bundesteuer findet auf die Ubrigen juristischen Personen nicht der Tarif fir nattrliche Per-
sonen Anwendung. Es gilt dort vielmehr ein proportionaler Satz von 4,25 Prozent (Art. 71 Abs. 1
DBG). Dass die anderen Kantone und der Bund eine andere L6sung gewahlt haben, erstaunt
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nicht. Der Verweis auf den Tarif flr natlrliche Personen ist steuersystematisch verfehlt, folgt doch
die Bemessung von Einkommen einerseits und Gewinn anderseits ganz unterschiedlichen Re-
geln, sodass es sich als nicht sachgerecht erweist, auf Einkommen und (gewisse) Gewinne den-
selben Tarif anzuwenden.

Hinzu kommt, dass die Besteuerung nach dem fir natirliche Personen geltenden Tarif sehr hohe
Steuerbelastungen zur Folge haben kann. So betragt der Hochstsatz bei natiirlichen Personen
8,5 Prozent (Art. 50 Abs. 2 StG), der multipliziert mit dem Kantonssteuerfuss von derzeit 115 Pro-
zent und erhdht um den festen Zuschlag von derzeit 220 Prozent der einfachen Steuer (Art. 7
Abs. 2 StG) zu einer Steuerbelastung von Uber 28 Prozent fiihrt; dabei ist die direkte Bundes-
steuer von 4,25 Prozent (Art. 71 Abs. 1 DBG) noch nicht einmal berticksichtigt. Eine solch hohe
Steuerbelastung lasst sich namentlich fir Vereine und Stiftungen, die kaum je wirtschaftliche
Zwecke verfolgen, nicht rechtfertigen, wenn man bedenkt, dass die kantonale Gewinnsteuerbe-
lastung fur Kapitalgesellschaften und Genossenschaften rund 12,5 Prozent (3,35 x 3,75 Prozent)
betragt. Freilich erfolgt eine Besteuerung zum Héchstsatz fur nattrliche Personen nur, wenn Ub-
rige juristische Personen oder kollektive Kapitalanlagen mit direktem Grundbesitz hohe Gewinne
erzielen. Auch bei einem tiefen Gewinn entspricht aber die Steuerbelastung wegen des Mindest-
satzes von 3 Prozent (Art. 95 Abs. 1 Satz 2 StG) nahezu der ordentlichen Gewinnsteuerbelas-
tung. Danach steigt der Steuersatz progressiv an.

Aus den vorgenannten Griinden sollen der Verweis auf den Tarif fir naturliche Personen sowie
der Mindestsatz in Art. 95 Abs. 1 StG nicht weiter aufrechterhalten werden. Fur Vereine, Stiftun-
gen und Korporationen des Privatrechts soll inskiinftig wie fur Kapitalgesellschaften und Genos-
senschaften (Art. 89 StG) ein Gewinnsteuersatz von 3,75 Prozent gelten. Art. 95 Abs. 1 ist in die-
sem Sinn zu &ndern. Ein noch tieferer Steuersatz analog dem Recht der direkten Bundessteuer,
wo der Steuersatz fur tbrige juristische Personen (Art. 71 Abs. 1 DBG; 4,25 Prozent) der Halfte
desjenigen fir Kapitalgesellschaften und Genossenschaften entspricht (Art. 68 DBG; 8,5 Pro-
zent), kommt aus finanzpolitischen Grinden nicht in Frage. Die Umstellung auf einen proportio-
nalen Gewinnsteuersatz auch fir die tbrigen juristischen Personen soll ertragsneutral ausfallen.

Ertragsneutralitat lasst sich (nur) dadurch erreichen, dass fir kollektive Kapitalanlagen mit direk-
tem Grundbesitz ein separater, héherer Tarif als fur juristische Personen festgesetzt wird. Die
hohere Steuerbelastung lasst sich ohne weiteres begriinden: Die kollektiven Kapitalanlagen mit
direktem Grundbesitz sind zwar insofern mit Kapitalgesellschaften und Genossenschaften ver-
gleichbar, als sie ebenfalls wirtschaftliche Zwecke verfolgen; im Unterschied zu diesen besteht
jedoch keine wirtschaftliche Doppelbelastung. So unterliegen die Ertrage und die Aktiven von kol-
lektiven Kapitalanlagen bei den Anteilsinhabern weder der Einkommens- noch der Vermdgens-
steuer, soweit sie auf direkten Grundbesitz zurlickgehen (Art. 33 Abs. 1 Bst. e StG sowie Art. 20
Abs. 1 Bst. e DBG und Art. 53 Abs. 3 StG e contrario); sie werden nur auf Stufe der kollektiven
Kapitalanlagen, die steuerlich den juristischen Personen gleichgestellt sind (Art. 70 Abs. 2 Satz 1
StG), erfasst. Berechnungen haben ergeben, dass kaum oder jedenfalls nur geringfligige Steuer-
ausfalle gegeniber dem geltenden Recht resultieren, wenn kollektive Kapitalanlagen mit direktem
Grundbesitz eine einfache Steuer von 7,5 Prozent auf dem Gewinn zu entrichten haben, was
exakt dem Doppelten des ordentlichen Gewinnsteuersatzes entspricht. Demgemass ist fur sie in
Art. 95 Abs. 3 StG ein entsprechender Steuersatz vorzusehen.

3.7.2 Aufhebung von Art. 8 Abs. 2 StG (Regelung «Flade»)

Der Kanton erhebt zu den Gewinn- und Kapitalsteuern sowie zu den Grundstiickgewinnsteuern
sogenannte Zuschlage von 220 Prozent der einfachen Steuer (Art. 7 StG). Die politischen Ge-
meinden erhalten 130 Prozent der einfachen Steuer vom Zuschlag zu den Gewinn- und Kapital-
steuern und 120 Prozent der einfachen Steuer vom Zuschlag zu den Grundstlickgewinnsteuern
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(Art. 8 Abs. 1 StG). Wenn der katholische Konfessionsteil in St.Gallen eine Sekundar- oder Real-
schule fuhrt, erhalt er einen angemessenen Anteil an den der politischen Gemeinde St.Gallen zu-
kommenden Gemeindeanteilen (Art. 8 Abs. 2 StG). Dieser Anteil an die derzeit gefuihrte Sekun-

darschule «Flade» wird in Art. 4 der Steuerverordnung (sGS 811.11; abgekirzt StV) konkretisiert.

Die Regelung, dass dem katholischen Konfessionsteil ein Anteil an den der Stadt St.Gallen zu-
stehenden Anteilen an den Gewinn- und Kapitalsteuern und den Grundstiickgewinnsteuern zu-
steht, geht auf einen Entscheid des Regierungsrates vom 25. August 1947 zuriick. In den folgen-
den Jahrzehnten wurde dieser Gemeindeanteil mehrfach angepasst. Mit dem Entlastungspro-
gramm 2013 (33.13.09), das der Kantonsrat am 22. August 2013 beschlossen hat, erfuhr die Fi-
nanzierung der «Flade» eine weitere Anderung, indem der pauschale Kantonsanteil von rund

2 Mio. Franken mit Wirkung ab 1. Januar 2016 gestrichen wurde. Das machte ein héheres finan-
zielles Engagement der Stadt St.Gallen notwendig. Sie einigte sich mit dem katholischen Konfes-
sionsteil auf eine Erh6hung des stadtischen Beitrags von bisher 2,6 Mio. Franken auf neu héchs-
tens 4,3 Mio. Franken. Darin ist neu auch der Anteil aus der Steuerrepartition, der gestiitzt auf
Art. 8 Abs. 2 StG an die Sekundarschule «Flade» geht, enthalten. Dieser Beitrag ist bis Ende
Schuljahr 2018/2019 befristet.

Am 2. bzw. 6 September 2016 haben die Stadt St.Gallen und der katholische Konfessionsteil
eine weitere Vereinbarung geschlossen und darin unter anderem auch die Finanzierung der
Oberstufenschule «Flade» nachhaltig geregelt. Danach tragt die Stadt die ordentlichen Beschu-
lungskosten fiir die Schilerinnen und Schiler, die an der «Flade» beschult werden und Aufent-
halt in der Stadt haben. Im Gegenzug verzichtet der katholische Konfessionsteil auf seinen Anteil
gemass Art. 8 Abs. 2 StG, d.h. die Gemeindeanteile an den Gewinn- und Kapitalsteuern sowie
den Grundstiickgewinnsteuern verbleiben vollumfanglich der Stadt. Es wurde sodann bestimmt,
dass die Vereinbarung ab dem 1. August 2019 Wirkung entfaltet und auf unbestimmte Dauer gilt.

Vor diesem Hintergrund beantragt der Stadtrat St.Gallen die Aufhebung von Art. 8 Abs. 2 StG.
Die Regierung unterstitzt diesen Antrag. Bei Art. 8 Abs. 2 StG handelt es sich um einen Fremd-
korper in der Steuergesetzgebung, da es sich um eine Norm zur Finanzierung von offentlich-
rechtlichen Schulen handelt. Die ausreichende Finanzierung der Schulgemeinden stellt eine Ge-
meindeangelegenheit dar. Art. 8 Abs. 2 StG ist deshalb mit dem vorliegenden Nachtrag (indes
erst) per 1. August 2019 aufzuheben. Die Regierung wird sodann die konkretisierende Bestim-
mung in Art. 4 StV zeitgerecht auftheben.

3.7.3 Erhoéhung des Abzugs fur Kinderdrittbetreuungskosten

Der Bundesrat beauftragte im Juni 2015 das Eidgenéssische Finanzdepartement (EFD), im Rah-
men der Fachkréafteinitiative (FKI) die steuerliche Behandlung der Kinderdrittbetreuungskosten zu
Uberprifen. Die im Jahre 2011 lancierte FKI hat zum Ziel, das inlandische Potenzial an Fachkraf-
ten mit arbeitsmarktlichen und bildungspolitischen Massnahmen besser auszuschépfen. Mit der
Annahme der Volksinitiative «Gegen Masseneinwanderung» am 9. Februar 2014 hat die FKI zu-
satzlich an Bedeutung gewonnen. Der von der Eidgendssischen Steuerverwaltung (EStV) erar-
beitete Bericht vom 30. September 2016 betreffend steuerliche Behandlung der Kinderdrittbetreu-
ungskosten? schliesst mit der Empfehlung, die Betreuungskosten neu unlimitiert oder bis zu einer
erhéhten Obergrenze zum Abzug zuzulassen. Dieser Vorschlag stitzt sich auf eine internationale
Studie, wonach die Schweiz eine im internationalen Vergleich sehr hohe Teilzeitquote von er-
werbstéatigen Frauen aufweise, die auf ein unzureichend ausgebautes und zu teures Kinderdritt-
betreuungssystem zurtickzufiihren sei. Da sich die Kosten fiir eine vollzeitliche Drittbetreuung
von Kindern in Kinderkrippen auf bis zu Fr. 2'500.— je Monat belaufen konnten, Uberschritten
diesfalls die Kosten den Hochstbetrag fir den Steuerabzug. Dies filhre zu einem negativen Er-
werbsanreiz. Um den inlandischen Fachkraftemangel zu kompensieren, zeige die Erhéhung des

1 Abrufbar unter https://www.estv.admin.ch/estv/de/home/die-estv/medien/nsb-news_list. msg-id-63979.html.
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Arbeitspensums von Personen mit Teilzeitarbeit, insbesondere von Frauen, ein grosses Poten-
zial. Eine Erhdhung des Steuerabzugs fur Drittbetreuungskosten setze einen Anreiz, damit insbe-
sondere gut ausgebildete Fachkrafte ihr Arbeitspensum erhéhten.

Auf der Grundlage dieses Berichts wurde ein Vorentwurf ausgearbeitet, den der Bundesrat am
5. April 2017 in die Vernehmlassung gab (BBI 2017, 3213). Danach soll der Kinderdrittbetreuungs-
kostenabzug bei der direkten Bundessteuer von heute hdchstens Fr. 10'100.— auf Fr. 25'000.— je
Kind erhéht und den Kantonen im StHG vorgeschrieben werden, dass der Hochstabzug nicht
weniger als Fr. 10'000.— betragen darf. Der Abzug fir die Kinderdrittbetreuungskosten soll dabei
weiterhin in der Form eines anorganischen Abzugs ausgestaltet sein und die allgemeinen An-
spruchsvoraussetzungen sollen unverandert beibehalten bleiben. Mit dieser Revision soll neben
der Bekdmpfung des inlandischen Fachkraftemangels auch das Ziel verfolgt werden, die Verein-
barkeit von Beruf und Familie zu verbessern.

Die Regierung unterstiitzt diese Zielsetzung und hat sich im Rahmen der Vernehmlassung zum
Vorentwurf fir eine moderate Erhéhung des Kinderdrittbetreuungsabzugs bei der direkten Bun-
dessteuer auf beispielsweise Fr. 15'000.— ausgesprochen. Aus den gleichen Griinden soll der
entsprechende Abzug im kantonalen Steuergesetz erhoht werden. Der geltende Art. 45 Abs. 1
Bst. h StG sieht vor, dass die Kosten der Betreuung von Kindern unter 14 Jahren durch Drittper-
sonen, héchstens Fr. 7'500.— fur jedes Kind, das mit dem Steuerpflichtigen, der fir seinen Unter-
halt sorgt, im gleichen Haushalt lebt, von den Einkiinften abgezogen werden kdnnen, soweit
diese Kosten in direktem kausalem Zusammenhang mit der Erwerbstétigkeit, der Ausbildung
oder der Erwerbsunféhigkeit des Steuerpflichtigen stehen. Wie auf Bundesebene beabsichtigt,
soll dieser Betreuungsabzug weiterhin als anorganischer Abzug ausgestaltet bleiben, um na-
mentlich auch Personen in Ausbildung die Abzugsmadglichkeit zu gewahren. Eine Einschrankung
des Kreises der Abzugsberechtigten drangt sich gerade unter dem Aspekt der Fachkréfteforde-
rung nicht auf. Betraglich erscheint — auch mit Blick auf die Erkenntnisse des Berichts 40.15.08
«Massnahmen zur Entscharfung des Fachkraftemangels und zur Arbeitskraftemobilisierung im
Kanton St.Gallen» — eine Verdoppelung des Héchstabzugs von Fr. 7'500.— auf Fr. 15'000.- je
Jahr und Kind angemessen.

Eine Erh6hung des Hochstabzugs fir Kinderdrittbetreuungskosten auf Fr. 15'000.— diirfte keine
erheblichen Steuerausfélle zur Folge haben. Gemass einer Simulation der Fachstelle fur Statistik
auf der Grundlage der Zahlen 2014 betragen die Mindereinnahmen weniger als Fr. 90'000.— ein-
fache Steuer. Im erlauternden Bericht zur Vernehmlassungsvorlage vom 5. April 2017 geht das
EFD davon aus, dass auf langere Sicht ein erhdhter Kinderdrittbetreuungsabzug aufgrund der po-
sitiven Beschaftigungsimpulse steuerlich kompensiert wird oder sogar zuséatzliche Steuer- und
Sozialversicherungseinnahmen generiert.

3.7.4 Elektronische Erfassung und Aufbewahrung von Daten

Mittlerweile reichen im Kanton St.Gallen zwar rund 52,5 Prozent der steuerpflichtigen natirlichen
Personen ihre Steuererklarung elektronisch ein. Bei den Gemeinden und beim kantonalen Steu-
eramt werden aber nach wie vor viele in Papierform eingereichte Steuererklarungen und weitere
Dokumente aufbewahrt. Aus Platz-, Kosten- und Organisationsgriinden besteht das Bedrfnis
nach einer elektronischen Erfassung und Aufbewahrung.

Das StHG enthalt keine Regelung Uber das Aufbewahren und Aufbereiten von Steuerdaten durch
die Steuerbehérden sowie den innerkantonalen Datenaustausch. Die Kantone sind deshalb in
der Festlegung, wie dies geschehen soll, grundséatzlich frei. Diverse Kantone (z.B. Thurgau,
Graublnden, Zlrich) kennen mittlerweile eine gesetzliche Grundlage fir die elektronische Erfas-
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sung und Aufbewahrung von Daten. In diesen Kantonen werden die Originalunterlagen nach de-
ren Einreichung gescannt und alsdann entweder unmittelbar oder jedenfalls nach einer gewissen
Zeit vernichtet.

Auch im Kanton St.Gallen soll eine gesetzliche Grundlage fiir das elektronische Erfassen und
Aufbewahren von Daten, die von den Steuerpflichtigen eingereicht werden oder aus anderen
Quellen stammen, geschaffen werden. Eine moderne Verwaltungsfiihrung verlangt eine zuneh-
mend papierlose Arbeitsweise. Daten, die in nicht elektronischer Form eingereicht worden sind,
sollen nach der elektronischen Erfassung vernichtet werden kénnen. Das kantonale Steueramt
regelt die technischen Anforderungen an das elektronische Erfassen und Aufbewahren von Da-
ten, die Organisation, die Vernichtung der Originalunterlagen (Papierunterlagen), die Aufbewah-
rungsdauer und die Loschung der Daten. Dabei sind die Regeln des Datenschutzes einzuhalten.
Die von der Steuerbehérde elektronisch erfassten und aufbewahrten Daten haben die gleiche Be-
weiskraft wie Daten, die ohne Hilfsmittel lesbar sind, sofern der Nachweis des Ursprungs und der
Integritat erbracht werden kann. Beim Ursprung geht es um die Herkunft der Daten. Integritat be-
deutet, dass die Unterlagen nicht nachtraglich abgeandert werden kénnen, ohne dass dies fest-
stellbar wird.

Die neu zu schaffende Bestimmung lehnt sich im Aufbau am bereits vorhandenen Art. 179 StG
an, der den elektronischen Austausch von Daten zwischen dem Steuerpflichtigen und der Steuer-
behdrde regelt. Von der Thematik her und damit systematisch gehéren die beiden Bestimmungen
zusammen. Dass jedoch Art. 179 unter den Regelungen Uber die «Veranlagung» (siehe Gliede-
rungstitel vor Art. 168 StG) eingeordnet ist, erscheint verfehlt, da der elektronische Datenaus-
tausch nicht nur das Veranlagungsstadium beschlagen kann. Die Einordnung der Bestimmung
unter den «allgemeinen Verfahrensgrundsatzen» (siehe Gliederungstitel vor Art. 161 StG) er-
scheint treffender. Dementsprechend ist Art. 179 StG in Art. 163" StG zu Uberfihren und in

Art. 163943tr StG die neue Regelung Uber die elektronische Erfassung und Aufbewahrung von
Daten aufzunehmen.

3.7.5 Sachgeméasse Anwendung des Rechts der direkten Bundessteuer beim
Steuererlass
Stundung und Erlass von Steuern sind im Kanton St.Gallen in Art. 224 StG geregelt. Dessen
Abs. 1 sieht vor, dass Steuerpflichtigen, die in Not geraten sind oder fir welche die Bezahlung
der Steuern, der Zinsen, der Bussen oder der Kosten eine grosse Harte bedeutet, der geschul-
dete Betrag gestundet oder ganz oder teilweise erlassen werden kann. Im DBG war der Steuerer-
lass bis anhin ebenfalls in nur einer Bestimmung normiert, namlich in Art. 167. Seit dem Inkraft-
treten des DBG per 1. Januar 1995 waren die Details des Steuererlasses in der Verordnung des
EFD Uber die Behandlung von Erlassgesuchen fir die direkte Bundessteuer vom 19. Dezember
1994 (nachfolgend Steuererlassverordnung) geregelt.

Im Kanton St.Gallen gibt es keine ndheren Vollzugsvorschriften auf Gesetzes- und Verordnungs-
stufe. Gemass konstanter Praxis wird die Steuererlassverordnung des Bundes fir die Kantons-
und Gemeindesteuern sachgeméss angewendet, womit eine einheitliche Erlasspraxis fur die
Kantons- und Gemeindesteuern und die direkte Bundessteuer besteht (vgl. statt vieler SGE 2015
Nr. 3 Erw. 2.2; SGE 2012 Nr. 13 Erw. 3.8; Zigerlig / Oertli / Hofmann, Das st.gallische Steuer-
recht, 7. Aufl., Bern 2014, VII. N 146).

Die Zustandigkeit zum Erlass der direkten Bundessteuer hing bisher von der Héhe des Betrags

ab. Uber Gesuche um Erlass der direkten Bundessteuer im Umfang von wenigstens Fr. 25'000.—
je Steuerjahr entschied die Eidgendssische Erlasskommission fiir die direkte Bundessteuer
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(EEK). Die kantonale Erlassbehérde entschied Uber Gesuche um Erlass der direkten Bundes-
steuer von weniger als Fr. 25'000.— je Steuerjahr (Art. 4 der Steuererlassverordnung in der Fas-
sung vom 1. Juli 2009).

Das Bundesgesetz liber eine Neuregelung des Steuererlasses (AS 2015, 9; nachfolgend Steuer-

erlassgesetz), das auf den 1. Januar 2016 in Kraft gesetzt wurde, brachte folgende Anderungen:

— Die EEK wurde aufgehoben und die Zustandigkeit zur Beurteilung der Gesuche um Erlass der
direkten Bundessteuer vollumfénglich den Kantonen lbertragen. Diese Massnahme steht im
Zusammenhang mit den Bestrebungen des Eidgendssischen Finanzdepartementes (EFD), das
Steuersystem zu vereinfachen.

— Im DBG wurden — in Anlehnung an die bisherige Steuererlassverordnung — detailliertere Vor-
schriften zum Steuererlass geschaffen (Art. 167 bis 167g DBG). Die neuen Bestimmungen ent-
sprechen inhaltlich der bisherigen Rechtslage bzw. Praxis.

— Auch wurde das Bundesgesetz iiber das Bundesgericht (SR 173.110; abgekiirzt BGG) dahin-
gehend geandert, dass neu der Erlassentscheid der letzten kantonalen Instanz iber die direkte
Bundessteuer, die kantonale oder kommunale Einkommens- und Gewinnsteuer mittels Be-
schwerde in 6ffentlich-rechtlichen Angelegenheiten beim Bundesgericht angefochten werden
kann, sofern es sich um eine Rechtsfrage von grundsatzlicher Bedeutung oder aus anderen
Griinden um einen besonders bedeutenden Fall handelt (Art. 83 Bst. m BGG). Bisher war ge-
gen letztinstanzliche kantonale Entscheide Uber den Steuererlass die Beschwerde in 6ffentlich-
rechtlichen Angelegenheiten an das Bundesgericht nicht zulassig. Entscheide der EEK konn-
ten beim Bundesverwaltungsgericht angefochten werden. Die Neuregelung bezweckt, dass
auch nach Abschaffung der EEK in Grundsatzfragen des Steuererlasses eine schweizweit ein-
heitliche Rechtsprechung gewahrleistet ist (BBl 2013, 8436 und 8443 f.).

— Schliesslich wurde das Steuererlassgesetz zum Anlass genommen, gewisse Bestimmungen
des DBG und des StHG formell an das im Obligationenrecht (SR 220; abgekiirzt OR) revidierte
Rechnungslegungsrecht (AS 2012, 6679) anzupassen.

Das EFD hat am 12. Juni 2015 die totalrevidierte Steuererlassverordnung erlassen (SR 642.121).

Bei der Behandlung von Gesuchen um Erlass der direkten Bundessteuer miissen das Kantonale
Steueramt sowie die Gemeindesteuerdmter die Art. 167 ff. DBG und die Steuererlassverordnung
direkt anwenden. Der Steuererlass ist im StHG nicht geregelt und somit nicht harmonisiert. Den-
noch ist eine einheitliche Rechtslage und Praxis bei den Kantons- und Gemeindesteuern und der
direkten Bundessteuer weiterhin sachlich gerechtfertigt und notwendig. Um klarzustellen, dass
eine einheitliche Rechtslage im Erlassbereich besteht, ist Art. 224 Abs. 1 StG um einen Satz 2 zu
erganzen, wonach die Art. 167 bis 167f DBG sachgemass anwendbar sind. Durch den Verweis
auch auf Art. 167f DBG wird klargestellt, dass die Steuererlassverordnung ebenfalls sachgeméss

gilt.

Mit dem Steuererlassgesetz wurde auch Art. 42 StHG geéndert und damit eine formelle Anpas-
sung an das neue Rechnungslegungsrecht vorgenommen. Diese Anderung im Harmonisierungs-
recht ist in den Art. 169 und 171 StG nachzuvollziehen. Der Ausdruck «bei vereinfachter Buch-
fuhrung nach Art. 957 Abs. 2 des Obligationenrechts (OR)» ersetzt in Art. 169 Abs. 2 StG die
Umschreibung «nach dem Obligationenrecht nicht zur Filhrung von Geschéftsbiichern verpflich-
tet». Art. 42 Abs. 4 StHG ist systematisch in Art. 171 StG umzusetzen (vgl. Art. 126 Abs. 3 DBG).
In Art. 171 StG ist somit festzuhalten, dass sich die Art und Weise der Fihrung und der Aufbe-
wahrung der in Art. 169 Abs. 2 StG Dokumente nach den Art. 957 bis 958f OR richtet.
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4 Finanzielle Auswirkungen

Die beantragten Gesetzeséanderungen (XIIl. und XIV. Nachtrag) haben nur geringfligige Belas-
tungsverschiebungen zur Folge. Sie haben folgende finanziellen Auswirkungen:

Bereich

Auswirkung (einfache Steuer)

Erhdhung des Versicherungspramienabzugs fir
Kinder

Mindereinnahmen von rund 2,4
Mio. Franken je Jahr

Aufhebung der Erlasse zu den Arbeitsbeschaffungs-
reserven

Anpassung von Art. 84 Abs. 2 Bst. ¢ StG an Art. 25
Abs. 1 Bst. ¢ StHG

Besteuerung von Ertragen aus Vermittlung und
Handel von Grundstiicken

Revision der Quellenbesteuerung des Erwerbsein-
kommens

Nachfuihrung von Verjahrungsfristen fur die Strafver-
folgung und der Sanktionen fir Vergehen

Gewinnbesteuerung von juristischen Personen mit
ideeller Zwecksetzung

Geringfligige Mindereinnahmen
Minderertrag < 100'000 Franken
je Jahr

Proportionaler Gewinnsteuersatz fur Ubrige juristi-
sche Personen

Aufhebung von Art. 8 Abs. 2 StG (Regelung
«Flade»)

Erhéhung des Abzugs fur Kinderdrittbetreuungs-
kosten

Geringfuigige Mindereinnahmen
Minderertrag rund 90'000 Franken
je Jahr

Elektronische Erfassung und Aufbewahrung von
Daten

Sachgemasse Anwendung des Rechts der direkten
Bundessteuer beim Steuererlass

Total finanzielle Auswirkungen

Mindereinnahmen von rund
2,5 Mio. Franken je Jahr

Fur den Kanton ergeben sich bei einem Kantonssteuerfuss von 115 Prozent Mindereinnahmen
von rund 2,9 Mio. Franken je Jahr und fr die politischen Gemeinden aufgrund des gewogenen

Mittels der Gemeindesteuerflisse von 126,72 Prozent Mindereinnahmen von rund 3,2 Mio. Fran-
ken. Die Mindereinnahmen wirken sich ab dem Jahr 2019 auf den Kantons- und die Gemeinde-
haushalte aus. In Relation zu den gesamten Steuereinnahmen haben diese eine untergeordnete
Bedeutung.

5 Referendum

Der XIlI. und der XIV. Nachtrag zum Steuergesetz unterstehen nach Art. 5 des Gesetzes Uber
Referendum und Initiative (sGS 125.1; abgekirzt RIG) je einzeln dem fakultativen Gesetzesrefe-
rendum.

18/36
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6 Antrag

Wir beantragen Ilhnen, Herr Prasident, sehr geehrte Damen und Herren, einzutreten auf:
— den XIlll. Nachtrag zum Steuergesetz;

— den XIV. Nachtrag zum Steuergesetz.

Im Namen der Regierung

Fredy Fassler
Préasident

Canisius Braun
Staatssekretar
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Kantonsrat St.Gallen 22.17.10

XIIl. Nachtrag zum Steuergesetz

Entwurf der Regierung vom 10. Oktober 2017

Der Kantonsrat des Kantons St.Gallen

hat von der Botschaft der Regierung vom 10. Oktober 20172 Kenntnis genommen und

erlasst:

Das Steuergesetz vom 9. April 19982 wird wie folgt gedndert:

Art. 45  Allgemeine Abzlige

1. Von der Hohe des Einkommens unabhangige Abziige*

1 Von den Einklinften werden abgezogen:

a)

b)
c)

d)

f)

9)

die privaten Schuldzinsen, soweit sie nicht als Anlagekosten gelten, im Umfang der nach
Art. 33, 33" und 34 dieses Erlasses steuerbaren Vermdgensertrage zuziiglich Fr. 50 000.—;
die dauernden Lasten sowie 40 Prozent der bezahlten Leibrenten;

die Unterhaltsbeitrdge an den geschiedenen, gerichtlich oder tatsachlich getrennt lebenden
Ehegatten sowie die Unterhaltsbeitrage an einen Elternteil fir die unter dessen elterlicher
Sorge oder Obhut stehenden Kinder, nicht jedoch Leistungen in Erfullung anderer familien-
rechtlicher Unterhalts- oder Unterstiitzungspflichten;

die nach Gesetz, Statut oder Reglement geleisteten Einlagen, Pramien und Beitréage an die
Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung und an Einrichtungen der beruflichen
Vorsorge;

Einlagen, Pramien und Beitrage zum Erwerb von Anspriichen auf Leistungen aus anerkann-
ten Formen der gebundenen Selbstvorsorge nach Art. 82 BVG;

die Pramien und Beitrage fur die Erwerbsersatzordnung, die Arbeitslosenversicherung und
die obligatorische Unfallversicherung;

die Einlagen, Pramien und Beitrage fur die Lebens-, die Kranken- und die nicht unter Bst. f
dieser Bestimmung fallende Unfallversicherung sowie die Zinsen von Sparkapitalien des
Steuerpflichtigen und der von ihm unterhaltenen Personen, bis zum Gesamtbetrag von

Fr. 4800.— fur gemeinsam steuerpflichtige Ehegatten und von Fr. 2400.— fur die Ubrigen
Steuerpflichtigen. Diese Abziige erhdhen sich um Fr. 1000.— fr gemeinsam steuerpflichtige
Ehegatten und um Fr. 500.— fUr die tGbrigen Steuerpflichtigen, wenn keine Beitrédge nach Bst.
d und e dieser Bestimmung abgezogen werden. Sie erhéhen sich um Fr. 6661000.— fir je-
des Kind, fiir das der Steuerpflichtige einen Kinderabzug geltend machen kann;

ABI 2017, ee.
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Diese Bestimmung wird allenfalls auch durch den XIV. Nachtrag zum Steuergesetz geandert, der ebenfalls Teil
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h) die Kosten der Betreuung von Kindern unter 14 Jahren durch Drittpersonen, hdchstens
Fr. 7500 fur jedes Kind, das mit dem Steuerpflichtigen, der fir seinen Unterhalt sorgt, im
gleichen Haushalt lebt, soweit diese Kosten in direktem kausalem Zusammenhang mit der
Erwerbstatigkeit, der Ausbildung oder der Erwerbsunféahigkeit des Steuerpflichtigen stehen;
i)  Mitgliederbeitrage und Zuwendungen an politische Parteien bis zum Gesamtbetrag von
Fr. 20 000.— fur gemeinsam steuerpflichtige Ehegatten und von Fr. 10 000.- fir die tbrigen
Steuerpflichtigen, wenn die politischen Parteien:
1. im Parteienregister nach Art. 76a des Bundesgesetzes vom 17. Dezember 1976 Uber
die politischen Rechte® eingetragen sind oder
2. in einem kantonalen Parlament vertreten sind oder
3. in einem Kanton bei den letzten Wahlen des kantonalen Parlamentes wenigstens 3
Prozent der Stimmen erreicht haben;
j)  die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, einschliesslich der Umschulungs-
kosten, bis zum Gesamtbetrag von Fr. 12 000.— pro Steuerpflichtigen, sofern:
1. ein erster Abschluss auf der Sekundarstufe Il vorliegt, oder
2. das 20. Lebensjahr vollendet ist und es sich nicht um die Ausbildungskosten bis zum
ersten Abschluss auf der Sekundarstufe Il handelt.

2 Bei gemeinsam steuerpflichtigen Ehegatten werden vom Erwerbseinkommen, das ein Ehegatte
unabhangig vom Beruf, Geschéft oder Gewerbe des andern Ehegatten erzielt, Fr. 500.— abgezo-
gen; ein gleicher Abzug wird bei erheblicher Mitarbeit eines Ehegatten im Beruf, Geschéft oder
Gewerbe des andern Ehegatten gewéahrt.

3 Von den einzelnen Gewinnen aus Lotterien oder lotterieahnlichen Veranstaltungen werden 5
Prozent, jedoch hdchstens Fr. 5000.—, als Einsatzkosten abgezogen.

[keine Anderung anderer Erlasse]

[keine Aufhebung anderer Erlasse]

V.

Dieser Erlass wird ab 1. Januar 2019 angewendet.

5 SR161.1.
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Kantonsrat St.Gallen 22.17.11

XIV. Nachtrag zum Steuergesetz

Entwurf der Regierung vom 10. Oktober 2017

Der Kantonsrat des Kantons St.Gallen
hat von der Botschaft der Regierung vom 10. Oktober 2017° Kenntnis genommen und

erlasst:

Das Steuergesetz vom 9. April 19987 wird wie folgt gedndert:

Art. 8 b) Gemeindeanteile

! Die politischen Gemeinden, in denen die Steuerpflicht besteht, erhalten:

a) 130 Prozent der einfachen Steuer von den festen Zuschlagen zu den Gewinn- und Kapital-
steuern;

b) 120 Prozent der einfachen Steuer von den festen Zuschlagen zu den Grundstiickgewinn-
steuern.

Art. 14 Wirtschaftliche Zugehorigkeit

1 Naturliche Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt im Kanton sind aufgrund

wirtschaftlicher Zugehdrigkeit steuerpflichtig, wenn sie:

a) im Kanton Geschéftsbetriebe oder Betriebsstatten unterhalten;

b) an Grundstlicken im Kanton Eigentum, dingliche Rechte oder diesen wirtschaftlich gleich-
kommende personliche Nutzungsrechte haben:;

c) mitim Kanton gelegenen Grundstiicken handeln.

2 Naturliche Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in der Schweiz sind aus-

serdem aufgrund wirtschaftlicher Zugehdorigkeit steuerpflichtig, wenn sie:

a) im Kanton eine Erwerbstatigkeit ausiben;

b) als Mitglieder der Verwaltung oder Geschéftsfliihrung von juristischen Personen mit Sitz oder
Betriebsstétte im Kanton Tantiemen, Sitzungsgelder, feste Entschadigungen, Mitarbeiterbe-
teiligungen oder &hnliche Vergltungen beziehen;

c) Glaubiger oder Nutzniesser von Forderungen sind, die durch Grund- oder Faustpfand auf
Grundstlicken im Kanton gesichert sind;

6 ABI 2017, ee.
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d) im Kanton gelegene Grundstlicke vermitteln;

e) Pensionen, Ruhegehélter oder andere Leistungen erhalten, die aufgrund eines friiheren
offentlich-rechtlichen Arbeitsverhéltnisses von einem Arbeitgeber oder einer Vorsorgeein-
richtung mit Sitz im Kanton ausgerichtet werden;

f)  Leistungen aus schweizerischen privatrechtlichen Einrichtungen der beruflichen Vorsorge
oder aus anerkannten Formen der gebundenen Selbstvorsorge mit Sitz oder Betriebsstatte
im Kanton erhalten;

g) flr Arbeit im internationalen Verkehr an Bord eines Schiffes oder eines Luftfahrzeugs oder
bei einem Transport auf der Strasse Lohn oder andere Vergitungen von einem Arbeitgeber
mit Sitz oder Betriebsstatte im Kanton erhalten.

3 Als Betriebsstatte gilt eine feste Geschaftseinrichtung, in der die Geschéftstatigkeit eines Unter-
nehmens oder ein freier Beruf ganz oder teilweise ausgelbt wird.

Art. 45  Allgemeine Abzlige
1. Von der Hohe des Einkommens unabhangige Abzlige®

1 Von den Einkinften werden abgezogen:

a) die privaten Schuldzinsen, soweit sie nicht als Anlagekosten gelten, im Umfang der nach
Art. 33, 33" und 34 dieses Erlasses steuerbaren Vermdgensertrage zuziiglich Fr. 50 000.—;

b) die dauernden Lasten sowie 40 Prozent der bezahlten Leibrenten;

c) die Unterhaltsbeitrage an den geschiedenen, gerichtlich oder tatsachlich getrennt lebenden
Ehegatten sowie die Unterhaltsbeitrage an einen Elternteil fir die unter dessen elterlicher
Sorge oder Obhut stehenden Kinder, nicht jedoch Leistungen in Erfiillung anderer familien-
rechtlicher Unterhalts- oder Unterstiitzungspflichten;

d) die nach Gesetz, Statut oder Reglement geleisteten Einlagen, Pramien und Beitrage an die
Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung und an Einrichtungen der beruflichen
Vorsorge;

e) Einlagen, Pramien und Beitrage zum Erwerb von Ansprichen auf Leistungen aus anerkann-
ten Formen der gebundenen Selbstvorsorge nach Art. 82 BVG;

f)  die Pramien und Beitrage fur die Erwerbsersatzordnung, die Arbeitslosenversicherung und
die obligatorische Unfallversicherung;

g) die Einlagen, Pramien und Beitrage fur die Lebens-, die Kranken- und die nicht unter Bst. f
dieser Bestimmung fallende Unfallversicherung sowie die Zinsen von Sparkapitalien des
Steuerpflichtigen und der von ihm unterhaltenen Personen, bis zum Gesamtbetrag von
Fr. 4800.— fur gemeinsam steuerpflichtige Ehegatten und von Fr. 2400.— fur die Ubrigen
Steuerpflichtigen. Diese Abziige erhdhen sich um Fr. 1000.— flir gemeinsam steuerpflichtige
Ehegatten und um Fr. 500.— fUr die Gbrigen Steuerpflichtigen, wenn keine Beitrédge nach Bst.
d und e dieser Bestimmung abgezogen werden. Sie erhéhen sich um Fr. 600.— fir jedes
Kind, fUr das der Steuerpflichtige einen Kinderabzug geltend machen kann;

h) die Kosten der Betreuung von Kindern unter 14 Jahren durch Drittpersonen, hdchstens
Fr. 750015 000.— fur jedes Kind, das mit dem Steuerpflichtigen, der fir seinen Unterhalt
sorgt, im gleichen Haushalt lebt, soweit diese Kosten in direktem kausalem Zusammenhang
mit der Erwerbstatigkeit, der Ausbildung oder der Erwerbsunfahigkeit des Steuerpflichtigen
stehen;

i)  Mitgliederbeitrage und Zuwendungen an politische Parteien bis zum Gesamtbetrag von
Fr. 20 000.— fir gemeinsam steuerpflichtige Ehegatten und von Fr. 10 000.— fir die tbrigen
Steuerpflichtigen, wenn die politischen Parteien:

Diese Bestimmung wird allenfalls auch durch den Xlll. Nachtrag zum Steuergesetz geandert, der ebenfalls Teil
dieser Vorlage ist.
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1. im Parteienregister nach Art. 76a des Bundesgesetzes vom 17. Dezember 1976 Uber
die politischen Rechte® eingetragen sind oder

2. in einem kantonalen Parlament vertreten sind oder

3. in einem Kanton bei den letzten Wahlen des kantonalen Parlamentes wenigstens 3
Prozent der Stimmen erreicht haben;

j)  die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, einschliesslich der Umschulungs-

kosten, bis zum Gesamtbetrag von Fr. 12 000.— pro Steuerpflichtigen, sofern:

1. ein erster Abschluss auf der Sekundarstufe Il vorliegt, oder

2. das 20. Lebensjahr vollendet ist und es sich nicht um die Ausbildungskosten bis zum
ersten Abschluss auf der Sekundarstufe Il handelt.

2 Bei gemeinsam steuerpflichtigen Ehegatten werden vom Erwerbseinkommen, das ein Ehegatte
unabhangig vom Beruf, Geschéft oder Gewerbe des andern Ehegatten erzielt, Fr. 500.— abgezo-
gen; ein gleicher Abzug wird bei erheblicher Mitarbeit eines Ehegatten im Beruf, Geschéft oder
Gewerbe des andern Ehegatten gewahrt.

3 Von den einzelnen Gewinnen aus Lotterien oder lotteriedhnlichen Veranstaltungen werden 5
Prozent, jedoch héchstens Fr. 5000.—, als Einsatzkosten abgezogen.

Art. 72 b) Wirtschaftliche Zugehdrigkeit

1 Juristische Personen mit Sitz und tatsachlicher Verwaltung ausserhalb des Kantons sind auf-

grund wirtschaftlicher Zugehorigkeit steuerpflichtig, wenn sie:

a) Teilhaber an Geschaftsbetrieben im Kanton sind;

b) im Kanton Betriebsstatten unterhalten;

c) an Grundsticken im Kanton Eigentum, dingliche Rechte oder diesen wirtschaftlich gleich-
kommende personliche Nutzungsrechte haben:;

d) mitim Kanton gelegenen Grundstiicken handeln.

2 Juristische Personen mit Sitz und tatsachlicher Verwaltung ausserhalb der Schweiz sind aus-

serdem steuerpflichtig, wenn sie:

1. Glaubiger oder Nutzniesser von Forderungen sind, die durch Grund- oder Faustpfand auf
Grundstiicken im Kanton gesichert sind,;

2. im Kanton gelegene Grundstiicke vermitteln.

3 Als Betriebsstatte gilt eine feste Geschéftseinrichtung, in der die Geschéftstatigkeit eines Unter-
nehmens ganz oder teilweise ausgeubt wird.

Art. 84 3. Erfolgswirksame Aufwendungen

1 Aufwendungen werden berticksichtigt, soweit sie geschaftsmassig begriindet sind.

2 Den geschaftsmassig begriindeten Aufwendungen sind gleichgestellt:

a) die Steuern, ausgenommen Strafsteuern und Steuerbussen;

b) die als Arbeitgeber geleisteten Beitrage und Zuwendungen an Vorsorgeeinrichtungen zu-
gunsten des eigenen Personals, wenn jede zweckwidrige Verwendung ausgeschlossen ist;

c) die freiwilligen Leistungen von Geld und Ubrigen Vermdgenswerten bis 20 Prozent des Rein-
gewinns an juristische Personen mit Sitz-ederBetriebsstatte in der Schweiz, die wegen Ver-
folgung offentlicher oder gemeinnitziger Zwecke von der Steuerpflicht befreit sind, sowie an
Bund, Kantone, Gemeinden und deren Anstalten;

9 SR 161.1.
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d) die Rabatte, Skonti, Umsatzbonifikationen und Ruckvergitungen auf dem Entgelt fur Liefe-
rungen sowie die zur Verteilung an die Versicherten bestimmten Uberschiisse von Versiche-
rungsgesellschaften;

e) die Ricklagen fir Forschungs- und Entwicklungsauftrage an Dritte bis zu 10 Prozent des
ausgewiesenen Gewinns, soweit ihre geschaftliche Notwendigkeit ausgewiesen ist, insge-
samt jedoch héchstens bis zu 1 Million Franken;

f)  die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, einschliesslich Umschulungskos-
ten, des eigenen Personals.

3 Nicht zum geschaftsmassig begriindeten Aufwand gehéren Zahlungen von Bestechungsgeldern
im Sinn des schweizerischen Strafrechts an schweizerische oder fremde Amtstrager.

4 Vereine konnen die zur Erzielung ihrer steuerbaren Gewinne erforderlichen Aufwendungen ab-
ziehen, andere Aufwendungen nur insoweit, als sie die Mitgliederbeitrage Ubersteigen.

Art. 95  c) Ubrige juristische Personen und kollektive Kapitalanlagen

! Fdr-Vereine, Stiftungen; und Korporationen des Privatrechts-und-kollektive Kapitalanlagen-mit
direktem-Grundbesitz entrlchtenJeeFeehneI—SJehm als elnfache Steuer 3 75 Prozent vom steu-

3 Kollektive Kapitalanlagen mit direktem Grundbesitz entrichten als einfache Steuer 7,5
Prozent vom steuerbaren Gewinn.

Art. 95" (neu) d) Juristische Personen mit ideellen Zwecken

1 Gewinne von juristischen Personen mit ideellen Zwecken werden nicht besteuert, sofern
sie hochstens Fr. 20 000.— betragen und ausschliesslich und unwiderruflich diesen Zwe-
cken gewidmet sind.

Art. 105 Der Quellensteuerpflicht unterliegende Personen

! Auslandische-Arbeitnehmer-welche-die-fremdenpolizeiliche ohne Niederlassungsbewilligung
nichtbesitzen, die im Kanton jedoch steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt haben, unterlie-

gen fir ihre Einklnfte aus unselbstandiger Erwerbstatigkeit-und-die-an-dessen-Stelle-tretenden
Ersatzeinkinfte-einem-Steuerabzug-an-derQuelle einer Quellensteuer. Davon ausgenommen

sind Einkinfte, die der Besteuerung nach Art. 122" ff. dieses Erlasses unterliegen.
2 Ehegatten, die in rechtlich und tatsachlich ungetrennter Ehe leben, werden-im-ordentlichen-\er-

fahren-veranlagtunterliegen nicht der Quellensteuer, wenn einer der Ehegatten das Schweizer
Birgerrecht oder die Niederlassungsbewilligung besitzt.

Art. 106 Steuerbare Leistungen

1 Die Quellensteuer wird von den Bruttoeinklinften berechnet.

bb_sgprod-846047 .DOCX 25/36



2 Steuerbar sind:

a) alledie Einkinfte-aus-Arbeitsverhalthis-mit Einschluss-der aus unselbstandiger Erwerbsta-
tlgkelt d|e Nebenemkunfte W|e—Emsehad+angenil%endeﬂeisu+ngen—pmwﬂenen—Zula-

é - geld-
werte Vortelle aus M|tarbe|terbetelllgungen+md—anderegeldamte¥ene#e sowie Natural-
leistungen, nicht jedoch die vom Arbeitgeber getragenen Kosten der berufsorientier-
ten Aus- und Weiterbildung nach Art. 30 Abs. 1°'s dieses Gesetzes;

b) alle-an-die-Stelle-des-Erwerbseinkommens-tretenden die ErsatzemkunfteausArbeﬂsve#hal%—

c) die Leistungen nach Art. 18 Abs. 3 des Bundesgesetzes lber die Alters- und Hinterlas-
senenversicherung vom 20. Dezember 19461°,

Art. 107 Steuerabzug auf Erwerbseinkinften
a) Grundlage

! Die Regierung bestimmt die Quellensteuertarife entsprechend den fir die Einkommenssteuer
natUrlicher Personen geltenden Steuerséatzen. Sie kann flr geringfligige Nebenerwerbseinkiinfte
einen proportionalen Satz vorsehen.

2 Der Steuerabzug umfasst die Steuern des Staates, der Gemeinden und der Konfessionsteile
sowie die direkte Bundessteuer.

3 Die Gemeindesteuern werden nach dem gewogenen Mittel der Einkommenssteuern der Ge-
meindestewernGemeinden im Kanton berechnet.

Art. 108 b) Ausgestaltung

1 Bei der Festsetzung der Steuertarife werden Pauschalen fur Abziige bei unselbstandigem Er-
werb und Versicherungspramien mit Ausnahme der Beitrage an die gebundene Selbstvorsorge
sowie Abzuge fur Familienlasten beriicksichtigt.

2 Der Steuerabzug fir die in rechtlich und tatsachlich ungetrennter Ehe lebenden Ehegatten, die
beide erwerbstétig sind, richtet sich nach Tarifen, die ihrem Gesamteinkommen Rechnung tragen
und die Pauschalen und Abzlige nach Abs. 1 dieser Bestimmung sowie den Abzug bei Erwerbs-
tatigkeit beider Ehegatten bertcksichtigen.

2bis Dje Pauschalen und Abziige nach Abs. 1 und 2 dieser Bestimmung werden veroffent-
licht.

Art. 109 (neu) Steuerabzug auf riickverguteten AHV-Beitragen

1 Die Regierung bestimmt den Quellensteuertarif fiir Leistungen nach Art. 18 Abs. 3 des
Bundesgesetzes Uber die Alters- und Hinterlassenenversicherung vom 20. Dezember
194611,

10 srs31.10.
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Art. 110 bis 112 werden aufgehoben.

Art. 112°s (neu) Obligatorische nachtragliche ordentliche Veranlagung

! Personen, die nach Art. 105 Abs. 1 dieses Gesetzes der Quellensteuer unterliegen, wer-

den nachtraglich im ordentlichen Verfahren veranlagt, wenn:

a) ihr Bruttoeinkommen in einem Steuerjahr einen bestimmten Betrag erreicht oder Uber-
steigt; oder

b) sie tber Vermtgen und Einklinfte verfligen, die nicht der Quellensteuer unterliegen.

2 Das Eidgendssische Finanzdepartement legt den Betrag nach Abs. 1 Bst. a dieser Be-
stimmung fest.

3 Der nachtraglichen ordentlichen Veranlagung unterliegt auch, wer mit einer Person nach
Abs. 1 dieser Bestimmung in rechtlich und tatséachlich ungetrennter Ehe lebt.

4 Personen mit Vermogen und Einkiinften nach Abs. 1 Bst. b dieser Bestimmung miissen
das Formular fur die Steuererklarung bis am 31. Marz des auf das Steuerjahr folgenden
Jahres bei der Steuerbehdrde verlangen.

5> Die nachtragliche ordentliche Veranlagung gilt bis zum Ende der Quellensteuerpflicht.

6 Die an der Quelle abgezogene Steuer wird zinslos angerechnet.

Art. 112" (neu) Nachtragliche ordentliche Veranlagung auf Antrag

! Personen, die nach Art. 105 Abs. 1 dieses Gesetzes der Quellensteuer unterliegen und
keine der Voraussetzungen nach Art. 112°'s Abs. 1 dieses Gesetzes erfullen, werden auf
Antrag hin nachtraglich im ordentlichen Verfahren veranlagt.

2 Der Antrag erstreckt sich auch auf den Ehegatten, der mit dem Antragsteller in rechtlich
und tatsachlich ungetrennter Ehe lebt.

3 Er muss bis am 31. Marz des auf das Steuerjahr folgenden Jahres eingereicht werden.
Fur Personen, welche die Schweiz verlassen, endet die Frist fir die Einreichung des An-
trags im Zeitpunkt der Abmeldung.

4 Erfolgt keine nachtragliche ordentliche Veranlagung auf Antrag, so tritt die Quellensteuer
an die Stelle der im ordentlichen Verfahren zu veranlagenden Steuern des Bundes, des
Staates, der Gemeinden und der Konfessionsteile auf dem Erwerbseinkommen. Nachtréag-
lich werden keine zusatzlichen Abziige gewahrt.

5 Art. 112%s Abs. 5 und 6 dieses Gesetzes sind anwendbar.

Art. 113 e)}Wechsel zwischen Quellensteuerabzug und ordentlicher Veranlagung

! Die Regierung regelt den Wechsel vom Quellensteuerverfahren in das ordentliche Veranla-
gungsverfahren und vom ordentlichen Veranlagungsverfahren in das Quellensteuerverfahren
durch Verordnung, insbesondere den genauen Zeitpunkt und die Anrechnung bereits bezogener
Steuern.
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Art. 114 d)-Vergitungen aus dem Ausland

1 Auslandische-Arbeitnehmer ohne Niederlassungsbewilligung, die ihre Einkiinfte von einem
Arbeitgeber mit Wohnsitz oder Sitz im Ausland erhalten und die nicht einer Betriebsstétte in der
Schweiz belastet werden, werden im ordentlichen Verfahren veranlagt.

Gliederungstitel nach Art. 114. 1l. Natirliche undjuristische-Personen ohne steuerrechtlichen
Wohnsitz oder Aufenthalt in der Schweiz sowie juristische Personen ohne Sitz oder tatsach-
liche Verwaltung in der Schweiz

Art. 115 Arbeithehmer

L Im Ausland wohnhafte Arbeitnehmer unterliegen fir ihre Einklnfte aus unselbstandiger Er-
werbstétigkeit und die an deren Stelle tretenden Ersatzeinkiinfte einem Steuerabzug an der
Quelle, wenn sie:

a) flr kurze Dauer, als Grenzgénger oder Wochenaufenthalter oder als leitende Angestellte fir
einen Arbeitgeber mit Wohnsitz, Sitz oder Betriebsstatte im Kanton erwerbstétig sind;

b) fir Arbeit im internationalen Verkehr an Bord eines Schiffes oder eines Luftfahrzeuges oder
bei einem Transport auf der Strasse Lohn oder andere Vergutungen von einem Arbeitgeber
mit Wohnsitz, Sitz oder Betriebsstéatte im Kanton erhalten. Davon ausgenommen bleibt die
Besteuerung der Seeleute fur Arbeit an Bord eines Hochseeschiffes.

bis Davon ausgenommen sind Einkiinfte, die der Besteuerung nach Art. 12294aer ff_dieses
Gesetzes unterliegen.

ter Steuerbar sind auch Leistungen nach Art. 18 Abs. 3 des Bundesgesetzes lber die
Alters- und Hinterlassenenversicherung vom 20. Dezember 19462,

Art. 116 Kinstler, Sportler und Referenten

L Im Ausland wohnhafte Kiinstler, wie Biihnen-, Film-, Rundfunk- oder Fernsehkunstler, Musiker
und Artisten, sowie Sportler und Referenten unterliegen fir Einkiinfte aus ihrer im Kanton ausge-
Ubten personlichen Tatigkeit einem Steuerabzug an der Quelle.

2 Als steuerbare Einkinfte gelten die Bruttoeinkinfte, einschliesslich aller Zulagen und Nebenbe-
zlige, nach Abzug der Gewinnungskosten. Dazu gehoren auch Einkiinfte und Entschadigungen,
die nicht dem Kunstler, Sportler oder Referenten selber, sondern einem Dritten zufliessen, der
seine Tatigkeit organisiert hat.

2bis Dje Gewinnungskosten betragen:
a) 50 Prozent der Bruttoeinklnfte bei Kinstlern;
b) 20 Prozent der Bruttoeinkiinfte bei Sportlern und Referenten.

12 srs31.10.
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3 Die Steuer betragt:

a) bei Tageseinklnften bis Fr. 200.— 9 Prozent

b) bei Tageseinkinften von Fr. 201.— bis Fr. 1000.— 12 Prozent
c) bei Tageseinkinften von Fr. 1001.— bis Fr. 3000.— 15 Prozent
d) bei Tageseinklnften tber Fr. 3000.— 18 Prozent

Art. 121 wird aufgehoben.

Art. 122 Abgegoltene Steuer

1 Der Steuerabzug tritt an die Stelle der im ordentlichen Verfahren zu veranlagenden Steuern des
Bundes, des Staates, der Gemeinden und der Konfessionsteile auf dem Erwerbseinkom-
men. Nachtréaglich werden keine zusétzlichen Abziige gewahrt.

2Bei Zweiverdienerehepaaren kann eine Korrektur des steuersatzbestimmenden Erwerbs-
einkommens fur den Ehegatten vorgesehen werden.

Art. 122a (neu)*® Nachtragliche ordentliche Veranlagung auf Antrag

! Personen, die nach Art. 115 Abs. 1 dieses Gesetzes der Quellensteuer unterliegen, kon-

nen fir jede Steuerperiode bis am 31. Marz des auf das Steuerjahr folgenden Jahres eine

nachtragliche ordentliche Veranlagung beantragen, wenn:

a) der Uberwiegende Teil ihrer weltweiten Einkiinfte, einschliesslich der Einkinfte des
Ehegatten, in der Schweiz steuerbar ist;

b) ihre Situation mit derjenigen einer in der Schweiz wohnhaften steuerpflichtigen Per-
son vergleichbar ist oder

c) eine solche Veranlagung erforderlich ist, um Abzlge geltend zu machen, die in einem
Doppelbesteuerungsabkommen vorgesehen sind.

2 Die an der Quelle abgezogene Steuer wird zinslos angerechnet.
3 Das Eidgendssische Finanzdepartement prazisiert die Voraussetzungen nach Abs. 1 die-

ser Bestimmung und regelt das Verfahren.

Art. 122b (neu)** Nachtragliche ordentliche Veranlagung von Amtes wegen

1 Bei stossenden Verhaltnissen, insbesondere betreffend die im Quellensteuersatz einbe-
rechneten Pauschalabziige, kann die Steuerbehdrde von Amtes wegen eine nachtragliche
ordentliche Veranlagung zugunsten oder zuungunsten des Steuerpflichtigen verlangen.

2Das Eidgendssische Finanzdepartement legt die Voraussetzungen fest.

13 Einzufiigen vor Gliederungstitel «I1®S. Natirliche Personen mit kleinen Arbeitsentgelten aus unselbstandiger Er-

werbstatigkeit».
Einzufiigen vor Gliederungstitel «I1°S. Natirliche Personen mit kleinen Arbeitsentgelten aus unselbstandiger Er-
werbstatigkeit».

14
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Art. 124 Bezugsprovision

1 Der Schuldner der steuerbaren Leistung erhalt, ausgenommen bei Quellensteuern auf kleinen
Arbeitsentgelten aus unselbstandiger Tatigkeit®, fir seine Mitwirkung eine Bezugsprovision- von
1 bis 2 Prozent des gesamten Quellensteuerbetrags; Biedie Regierung legt den Ansatz fest.
Fur Kapitalleistungen betragt die Bezugsprovision 1 Prozent des gesamten Quellensteuer-
betrags, jedoch héchstens 50 Franken pro Kapitalleistung fiir die Quellensteuer von Bund,
Staat, Gemeinde und Konfessionsteil.

2 Kommt der Schuldner der steuerbaren Leistung seinen Mitwirkungspflichten nicht oder ungent-
gend nach, kann die Steuerbehérde die Bezugsprovision herabsetzen oder ausschliessen.

3 Die zustandige AHV-Ausgleichskasse erhalt fiir den Bezug der Quellensteuer auf kleinen Ar-
beitsentgelten aus unselbstandiger Erwerbstatigkeit eine Bezugsprovision, deren Héhe das Bun-
desrecht festlegt.

Art. 126 und Art. 127 werden aufgehoben.

Art. 128 (neu) Interkantonale Verhaltnisse

! Die ortliche Zustandigkeit und die Folgen bei Wechsel der Steuerpflicht innerhalb der
Schweiz richten sich nach Art. 107 des Bundesgesetzes Uber die direkte Bundessteuer
vom 14. Dezember 1990%.

Art. 128" (neu) Interkommunale Verhéaltnisse

! Die ortliche Zustandigkeit und die Folgen bei Wechsel der Steuerpflicht innerhalb des
Kantons richten sich sachgemass nach den in Art. 107 des Bundesgesetzes Uber die di-
rekte Bundessteuer vom 14. Dezember 19907 festgelegten Grundsatzen.

Art. 129 Gemeindeanteile

1 Die im Steuerabzug enthaltenen Gemeindeanteile kommen der Gemeinde zu, in der bei Fallig-

keit der Leistung:

a) der im Kanton unbeschrankt steuerpflichtige austandische-Arbeitnehmer ohne Niederlas-
sungsbewilligung seinen steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt hat;

a°’s) der im Ausland wohnhafte Arbeitnenmer seinen Wochenaufenthalt hat;

b) der Arbeitgeber des im Ausland wohnhaften Arbeithnehmers Wohnsitz, Sitz oder Betriebs-
statte hat;. Vorbehalten bleibt Abs. 1 Bst. a's dieser Bestimmung;

c) derim Ausland wohnhafte Kinstler, Sportler oder Referent seine Tatigkeit ausibt;

d) die juristische Person oder die ausléndische Unternehmung, in deren Verwaltung oder Ge-
schaftsfuhrung ein im Ausland wohnhafter Steuerpflichtiger tétig ist, Sitz oder Betriebsstatte
hat;

e) das Grundstiick liegt, auf dem eine Forderung eines im Ausland wohnhaften Glaubigers o-
der Nutzniessers durch Grund- oder Faustpfand gesichert ist.

15 BG gegen die Schwarzarbeit vom 17. Juni 2005, SR 822.41.
16 sSrRe42.11.
7 sRe42.11.
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2 Die Gemeindeanteile an den Steuern auf kleinen Arbeitsentgelten aus unselbstandiger Erwerbs-
tatigkeit'® werden nach dem gewogenen Mittel der Einkommenssteuern der Gemeindesteuern-
Gemeinden im Kanton berechnet.

3 Die Gemeindeanteile an den Steuern auf Vorsorgeleistungen werden auf die politischen Ge-
meinden nach Massgabe der Einwohnerzahl am Ende des Vorjahres nach der eidgenéssischen
Statistik des jahrlichen Bevolkerungsstandes verteilt.

Art. 163" (neu) Elektronischer Datenaustausch

1 Das kantonale Steueramt regelt die Voraussetzungen fir den elektronischen Austausch
von Daten zwischen dem Steuerpflichtigen und der Steuerbehdrde.

Art. 1639Ua" (neu) Elektronische Erfassung und Aufbewahrung von Daten

! Das kantonale Steueramt regelt das elektronische Erfassen und Aufbewahren von Daten,
die vom Steuerpflichtigen eingereicht werden oder aus anderen Quellen stammen.

2 Elektronisch erfasste und aufbewahrte Daten haben die gleiche Beweiskraft wie Daten,
die ohne Hilfsmittel lesbar sind, sofern der Nachweis des Ursprungs und der Integritat er-
bracht werden kann.

Art. 169 b) Beilagen zur Steuererklarung

! Natiirliche Personen mussen der Steuererklarung fiur die Einkommens- und Vermégenssteuern

insbesondere beilegen:

a) Lohnausweise Uber alle Einkiinfte aus unselbstandiger Erwerbstatigkeit;

b) Ausweise Uber Beziige als Mitglied der Verwaltung oder eines anderen Organs einer juristi-
schen Person;

c) Verzeichnisse Uber samtliche Wertschriften, Forderungen und Schulden.

2 Natiirliche Personen mit Einkommen aus selbstandiger Erwerbstatigkeit und juristische Perso-

nen mussen der Steuererklarung%m@#ze@m@néahmsreekmungenﬂe&‘éteemmde@de%

meﬁundpwatemlagen bellegen-

a) die unterzeichneten Jahresrechnungen (Bilanzen, Erfolgsrechnungen) der Steuer-
periode oder

b) bei vereinfachter Buchfiihrung nach Art. 957 Abs. 2 OR?%: Aufstellungen uber Ein-
nahmen und Ausgaben, Uber die Vermdgenslage sowie tber Privatentnahmen und
-einlagen der Steuerperiode.

Art. 171 d) Aufbewahrungspflichten

I Naturliche Personen mit Einkommen aus selbstéandiger Erwerbstéatigkeit und juristische Perso-
nen missen Urkunden und sonstige Belege, die mit ihrer Tatigkeit in Zusammenhang stehen,

18 BG gegen die Schwarzarbelt vom 17. Junl 2005 SR 822 41.

20 BG betreffend die Erganzung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (Finfter Teil: Obligationenrecht) vom

30. Méarz 1911, SR 220.
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wahrend zehn Jahren aufbewahren. Die Art und Weise der Filhrung und der Aufbewahrung
der Dokumente nach Art. 169 Abs. 2 dieses Gesetzes richtet sich nach den Art. 957 bis
958f OR?.

Art. 179 wird aufgehoben.

Art. 184 a) fur Quellensteuer
1. Pflichten des Schuldners der steuerbaren Leistung

1 Der Schuldner der steuerbaren Leistung hat alle fir die vollstandige Steuererhebung notwendi-

gen Massnahmen vorzukehren. Er hat insbesondere:

a) der Steuerbehorde alle natirlichen und juristischen Personen zu melden, denen er der Quel-
lensteuer unterliegende Leistungen ausrichtet;

b) bei Falligkeit von Geldleistungen die geschuldete Steuer zurtickzubehalten und bei anderen
Leistungen, namentlich Naturalleistungen und Trinkgelder, die geschuldete Steuer vom
Steuerpflichtigen einzufordern;

c) den Steuerabzug auch vorzunehmen, wenn der Steuerpflichtige in einem andern Kanton der
Besteuerung unterliegt;

d) der Steuerbehoérde bzw. bei Quellensteuern auf kleinen Arbeitsentgelten aus unselbstéandi-
ger Erwerbstatigkeit?? der zustandigen AHV-Ausgleichskasse die Steuern fristgerecht abzu-
liefern und mit ihnen dartiber periodisch abzurechnen;

e) der Steuerbehdrde zur Kontrolle der Steuererhebung Einblick in alle Unterlagen zu gewéh-
ren und ihr Gber die fir die Erhebung der Quellensteuer massgebenden Verhaltnisse miind-
lich oder schriftlich Auskunft zu erteilen;

f)  dem Steuerpflichtigen eine Aufstellung oder eine Bestéatigung tber die Hohe des Steuerab-
zugs sowie auf Verlangen gegebenenfalls einen Lohnausweis auszustellen;

g) Steuerpflichtige, die der nachtraglichen ordentlichen Veranlagung nach Art.-112112"'s
Abs. 1 Bst. a dieses Gesetzes unterliegen, der Steuerbehorde alljahrlich unaufgefordert zu
melden;

h) die anteilméssigen Steuern auf im Ausland ausgelbten Mitarbeiteroptionen zu entrichten.
Der Arbeitgeber schuldet die anteilmassige Steuer auch dann, wenn der geldwerte Vorteil
von einer auslandischen Konzerngesellschaft ausgerichtet wird.

Art. 185 2. Pflichten des Steuerpflichtigen

1 Der Steuerpflichtige hat der Steuerbehorde und dem Schuldner der steuerbaren Leistung tber
die fur die Erhebung der Quellensteuer massgebenden Verhéaltnisse mindlich oder schriftlich
Auskunft zu erteilen.

2 Die Steuerbehorde kann den Steuerpflichtigen zur Nachzahlung der von ihm geschuldeten
Quellensteuer verpflichten, wenn die steuerbare Leistung nicht oder nicht vollstandig um die
Quellensteuer gekirzt ausbezahlt worden ist und ein Nachbezug beim Schuldner der steuerbaren
Leistung nicht mdglich ist.

3Die Steuerbehdérde kann von einem Steuerpflichtigen mit Wohnsitz oder Sitz im Ausland
verlangen, dass er einen Vertreter in der Schweiz bezeichnet.

21 BG betreffend die Erganzung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (Finfter Teil: Obligationenrecht) vom

30. Méarz 1911, SR 220.
22 BG gegen die Schwarzarbeit vom 17. Juni 2005, SR 822.41.
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4Personen, die nach Art. 122a dieses Gesetzes eine nachtragliche ordentliche Veranla-
gung beantragen, missen die erforderlichen Unterlagen einreichen und eine Zustella-
dresse in der Schweiz bezeichnen. Wird keine Zustelladresse bezeichnet oder verliert die
Zustelladresse wahrend des Veranlagungsverfahrens ihre Gultigkeit, gewahrt die Steuer-
behdérde dem Steuerpflichtigen eine angemessene Frist fiir die Bezeichnung einer giltigen
Zustelladresse. Lauft diese Frist unbenutzt ab, tritt die Quellensteuer an die Stelle der im
ordentlichen Verfahren zu veranlagenden Steuern des Bundes, des Staates, der Gemein-
den und der Konfessionsteile auf dem Erwerbseinkommen.

Art. 186 3. Verfligung

1

bis Der Steuerpflichtige kann von der Steuerbehorde bis am 31. Marz des auf die Falligkeit

der Leistung folgenden Steuerjahres eine Verfligung Gber Bestand und Umfang der Steu-

erpflicht verlangen, wenn er:

a) mitdem Quellensteuerabzug gemass Bescheinigung nach Art. 184 Bst. f dieses Ge-
setzes nicht einverstanden ist oder

b) die Bescheinigung nach Art. 184 Bst. f dieses Gesetzes vom Arbeitgeber nicht erhal-
ten hat.

Lter Der Schuldner der steuerbaren Leistung kann von der Steuerbehorde bis am 31. Méarz
des auf die Félligkeit der Leistung folgenden Steuerjahres eine Verfigung tGber Bestand
und Umfang der Steuerpflicht verlangen.

2 Der Schuldner der steuerbaren Leistung bleibt bis zum rechtskréaftigen Entscheid zum Steuerab-
zug verpflichtet.

Art. 188 5. Nachforderung und Riickerstattung

1 Hat der Schuldner der steuerbaren Leistung den Steuerabzug nicht oder ungentigend vorge-
nommen, verfligt die Steuerbehorde die Nachzahlung. Der Rickgriff des Schuldners auf den
Steuerpflichtigen bleibt vorbehalten.

bis Der Steuerpflichtige kann von der Steuerbehorde zur Nachzahlung der von ihm ge-
schuldeten Quellensteuer verpflichtet werden, wenn die ausbezahlte steuerbare Leistung
nicht oder nicht vollstandig um die Quellensteuer gekirzt wurde und ein Nachbezug beim
Schuldner der steuerbaren Leistung nicht méglich ist.

2 Hat der Schuldner der steuerbaren Leistung einen zu hohen Steuerabzug vorgenommen, zahlt
er dem Steuerpflichtigen den Differenzbetrag zurlck.

3 Ergibt sich erst nach der Ablieferung, dass eine zu hohe Steuer abgezogen worden ist, kann die
Steuerbehérde den Differenzbetrag dem Steuerpflichtigen direkt zurtickzahlen.
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Art. 224 Stundung und Erlass

1 Steuerpflichtigen, die in Not geraten sind oder fiir welche die Bezahlung der Steuern, der Zin-
sen, der Bussen oder der Kosten eine grosse Harte bedeutet, kann der geschuldete Betrag ge-
stundet oder ganz oder teilweise erlassen werden. Fir den Erlass werden Art. 167 bis

Art. 167f des Bundesgesetzes lber die direkte Bundessteuer vom 14. Dezember 199073
sachgemass angewendet.

2 Gesuche um Stundung und Erlass sind innert der Zahlungsfrist schriftlich und begriindet der Be-
zugsstelle einzureichen. Auf Gesuche, die nach Zustellung des Zahlungsbefehls eingereicht wer-
den, wird nicht eingetreten.

3 Das kantonale Steueramt entscheidet, bei Einkommens- und Vermdgenssteuern nach Anhoren
des Gemeinderates, Uber Stundung und Erlass. Das Gemeindesteueramt kann, soweit das Ge-
such die Einkommens- und Vermdgenssteuern betrifft, bei dessen Bearbeitung nach Vorgabe
des kantonalen Steueramtes mitwirken.

4 Stundungsentscheide sind endguiltig. Erlassentscheide konnen mit Rekurs und Beschwerde an-
gefochten werden.

Art. 263 Verjahrung der Strafverfolgung

! Die Strafverfolgung verjahrt:
a) bei Verletzung von Verfahrenspflichten zweidrei Jahre und bei versuchter Steuerhinterzie-
hung viersechs Jahre nach dem rechtskréftigen Abschluss des Verfahrens, in dem die Ver-

fahrenspflichten verletzt oder die versuchte-Steuerhinterziehung-begangenSteuern zu hin-

ter2|ehen versucht Wurden

b)

1. der Steuerperlode far die der Steuerpfllchtlge nlcht oder unvollstandig veranlagt
wurde oder der Steuerabzug an der Quelle nicht gesetzmassig erfolgte (Art. 248
Abs. 1 bis 2 dieses Gesetzes),

2. des Kalenderjahres, in dem eine unrechtmassige Rickerstattung oder ein unge-
rechtfertigter Erlass erwirkt wurde (Art. 248 Abs. 3 dieses Gesetzes) oder Nach-
lasswerte im Inventarverfahren verheimlicht oder beiseite geschafft wurden
(Art. 251 dieses Gesetzes).

, e .D|e Verjah-
rung tritt nlcht mehr ein, wenn die zustandlge Behdrde (Art. 255 dieses Gesetzes) vor Ab-
lauf der Verjahrungsfrist eine Verfiigung erlassen hat.

23 SR 642.11.
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Art. 272 Steuerbetrug

L Wer zum Zweck der Steuerhinterziehung nach Art. 248 bis 250 dieses Erlasses gefalschte, ver-
falschte oder inhaltlich unwahre Urkunden wie Geschéftsbiicher, Bilanzen, Erfolgsrechnungen
oder Lohnausweise und andere Bescheinigungen Dritter zur Tauschung gebraucht, wird mit Ge-
fangnisFreiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mitBusse-biszu-Fr-30-000-—Geldstrafe be-
straft. Eine bedingte Strafe kann mit Busse bis zu Fr. 10 000.— verbunden werden.

2 Die Bestrafung wegen Steuerhinterziehung bleibt vorbehalten.

3 Liegt eine Selbstanzeige nach Art. 248 Abs. 1 oder Art. 254°'s Abs. 1 dieses Erlasses vor, wird
von einer Strafverfolgung wegen allen anderen Straftaten abgesehen, die zum Zweck dieser
Steuerhinterziehung begangen wurden. Diese Bestimmung wird auch in den Fallen nach Art. 250
Abs. 4 und Art. 254°s Abs. 3 und 4 dieses Erlasses angewendet.

Art. 273 Veruntreuung von Quellensteuern

1 Wer zum Steuerabzug an der Quelle verpflichtet ist und abgezogene Steuern zu seinem oder
eines andern Nutzen verwendet, wird mit GefangnisFreiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit
Busse-bis-zu-Fr-30-000-—Geldstrafe bestraft. Eine bedingte Strafe kann mit Busse bis zu

Fr. 10 000.— verbunden werden.

2 Werden Quellensteuern im Geschéaftsbereich einer juristischen Person, eines Personenunter-
nehmens oder einer Korperschaft oder Anstalt des 6ffentlichen Rechts veruntreut, ist Abs. 1 die-
ser Bestimmung auf die Personen anwendbar, die fir sie gehandelt haben oder hatten handeln
sollen.

3 Liegt eine Selbstanzeige nach Art. 248 Abs. 1 oder Art. 254°'s Abs. 1 dieses Erlasses vor, wird
von einer Strafverfolgung wegen Veruntreuung von Quellensteuern und anderen Straftaten, die
zum Zweck der Veruntreuung von Quellensteuern begangen wurden, abgesehen. Diese Bestim-
mung wird auch in den Fallen nach Art. 250 Abs. 4 und Art. 254" Abs. 3 und 4 dieses Erlasses
angewendet.

Art. 275 Verjahrung der Strafverfolgung

1 Die Strafverfolgung der Steuervergehen verjahrt nach-AblaufvonzehnJahren;15 Jahre seit-
demnachdem der Téater die letzte strafbare Tatigkeit ausgefthrt hat.

meh%iun&lahre#nausgesehebenwerde&&e Verjahrung trltt nlcht mehr ein, wenn vor

Ablauf der Verjahrungsfrist ein erstinstanzliches Urteil ergangen ist.

Art. 322 (neu) Ubergangsbestimmung des XlIl. Nachtrags vom ee

1 Fur die Beurteilung von Straftaten, die in Steuerperioden vor dem 1. Januar 2017 began-
gen wurden, ist das neue Recht anwendbar, sofern dieses milder ist als das in jenen Steu-
erperioden geltende Recht.
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[keine Anderung anderer Erlasse]

1. Der Erlass «Gesetz Uber die Bildung von Arbeitsbeschaffungsreserven der privaten Wirtschaft
vom 6. Juli 1952»%* wird aufgehoben.

2. Der Erlass «Gesetz Uber steuerbegiinstigte Arbeitsbeschaffungsreserven vom 3. November
1988»25 wird aufgehoben.

V.

Dieser Erlass wird wie folgt angewendet:

a) die Aufhebung von Art. 8 Abs. 2 ab 1. August 2019;

b) Art. 105, Art. 106 Abs. 2, Art. 107 Abs. 3, Art. 108 Abs. 2°s und 3, Art. 109°'s, Art. 112°'s,
Art. 112" Art. 113, Art. 114, Gliederungstitel nach Art. 114, Art. 115, Art. 116 Abs. 2P und
4, Art. 122, Art. 122a, Art. 122b, Art. 124 Abs. 1, Art. 128s, Art. 128", Art. 129 Abs. 1 und 2,
Art. 184 Bst. g, Art. 185 Abs. 3 und 4, Art. 186 Abs. 1, 1°S und 1**" und Art. 188 Abs. 1° so-
wie die Aufhebung von Art. 110, 111, 112, 121, 126 und 127 ab Inkrafttreten des Bundesge-
setzes Uber die Revision der Quellenbesteuerung des Erwerbseinkommens vom 16. Dezem-
ber 20162,

c) die tbrigen Bestimmungen ab 1. Januar 2019.

24 3GS 811.4.
25 5GS811.41.
26 BBl 2016, 8925.

bb_sgprod-846047 .DOCX

36/36


https://www.gesetzessammlung.sg.ch/frontend/texts_of_law/305

	%Title%
	Zusammenfassung
	1 Struktur der Vorlage
	2 XIII. Nachtrag: Erhöhung des Versicherungsprämienabzugs für Kinder
	3 XIV. Nachtrag: Anpassungen aufgrund bundesrechtlicher Vorgaben und weitere Änderungen
	3.1 Aufhebung der Erlasse zu den Arbeitsbeschaffungsreserven
	3.2 Anpassung von Art. 84 Abs. 2 Bst. c StG an Art. 25 Abs. 1 Bst. c StHG
	3.3 Besteuerung von Erträgen aus Vermittlung und Handel von Grundstücken
	3.4 Revision der Quellenbesteuerung des Erwerbseinkommens
	3.4.1 Ausgangslage
	3.4.2 Die Neuregelung im Bundessteuerrecht
	3.4.3 Die Umsetzung der Reform im kantonalen Recht

	3.5 Nachführung von Verjährungsfristen für die Strafverfolgung und der Sanktionen für Vergehen
	3.6 Gewinnbesteuerung von juristischen Personen mit ideeller Zwecksetzung
	3.7 Weitere Änderungen
	3.7.1 Proportionaler Gewinnsteuersatz für übrige juristische Personen
	3.7.2 Aufhebung von Art. 8 Abs. 2 StG (Regelung «Flade»)
	3.7.3 Erhöhung des Abzugs für Kinderdrittbetreuungskosten
	3.7.4 Elektronische Erfassung und Aufbewahrung von Daten
	3.7.5 Sachgemässe Anwendung des Rechts der direkten Bundessteuer beim Steuererlass


	4 Finanzielle Auswirkungen
	5 Referendum
	6 Antrag
	XIII. Nachtrag zum Steuergesetz
	XIV. Nachtrag zum Steuergesetz


